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Vorwort Stadtprasidentin

Seit einiger Zeit ist Rassismus zu einem breit diskutierten
Thema geworden. Das ist wichtig. Rassismus kann nur
verhindert werden, wenn er auch wahrgenommen wird.

Wie geht die Stadtverwaltung mit der Thematik um? Dieser
Frage geht der vorliegende Bericht der interdepartementalen
Arbeitsgruppe anhand anschaulicher Fallbeispiele nach. Sie
zeigen, dass in der Stadtziircher Verwaltung in den vergan-
genen Jahren verschiedene Massnahmen gegen Rassismus
ergriffen wurden und dass bei Vorfallen oft adaquat reagiert
wurde. Sie zeigen allerdings auch, dass dies nicht immer der
Fall ist. Der Bericht kommt deshalb zum Schluss, dass die
bisherigen Bemuhungen verbindlicher und bestandiger an-
gegangen werden sollen.

Der Stadtrat prift bis im Sommer 2023, wie Empfehlungen
des Berichts durch die Departemente und Dienstabteilungen
umgesetzt werden kénnen. Eine Méglichkeit dazu ist bei-
spielsweise die Bezeichnung von zustandigen Ansprech-
und Koordinationsstellen.

Die Stadt Zurich ist auf dem richtigen Weg. Es gilt, diesen
Weg entschieden weiterzugehen. Dies im Sinne der
Feststellung der Arbeitsgruppe, dass die Bekampfung
von Rassismus eine Daueraufgabe ist.

Die im Bericht geschilderten angemessenen Reaktionen auf
Vorfélle und die von der Verwaltung realisierten Massnah-
men brauchen den Einsatz engagierter Mitarbeiter*innen. Sie
sorgen in der Praxis dafur, dass aus formulierten Anliegen
konkrete Taten werden. Fur dieses wichtige und wertvolle
Engagement bedanke ich mich sehr herzlich.

Corine Mauch, Stadtprasidentin
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Weshalb dieser Bericht?

Mit dem Beitritt zur Européischen Stadtekoalition gegen Rassismus (ECCAR) hat sich die Stadt Ziirich zu einer regel-
massigen Berichterstattung verpflichtet. Sie hat dazu eine interdepartementale Arbeitsgruppe eingesetzt. Dieser geh6-
ren aktuell folgende Personen an: Susann Birrer (SID), Ramona Bihler (SD, ab 10.5.2022), Myriam Fojtu (GUD), Pierre
Heusser (Ombudsmann), Christof Meier (PRD, Leitung), Selin Ondiil (SSD) und Bea Troxler (SD, bis 10.5.2022). Die Ge-
schéftsleitung der Arbeitsgruppe liegt bei Michael Bischof (PRD) und Vithyaah Subramaniam (PRD). Die Erarbeitung
des vorliegenden Berichts erfolgte unter der Projektleitung von Michael Bischof und Vithyaah Subramaniam.

Der Rassismusbericht 2022 schliesst an die Vorgangerberichte 2009, 2013 und 2017 an. Er orientiert sich an den Emp-
fehlungen des Rassismusberichts 2017 [Link] und geht von einem Versténdnis von Rassismus aus, das den Fokus auf
diskriminierende Wirkungen legt. Gefordert ist entsprechend die bestandige Uberpriifung des eigenen Tuns auf diskri-
minierende Wirkungen hin. Das ist und bleibt eine Daueraufgabe. Besonders gilt dies fiir staatliche Stellen, die direkt
ans Diskriminierungsverbot der Bundesverfassung gebunden sind. Riickmeldungen von Menschen, die Rassismus er-
fahren, kénnen helfen, diese Wirkungen zu erkennen.

Der vorliegende Bericht stiitzt sich auf Gesprache mit Anlauf- und Beratungsstellen, gemeldete Fallbeispiele aus der
Stadtverwaltung, Riickmeldungen von stadtischen Mitarbeiter*innen und vorhandene Datensammlungen. Er liefert an-
hand konkreter Fallbeispiele einen Einblick, wie sich Rassismus im Alltag der Ziircher Stadtverwaltung zeigt. Verortung
und Einschéatzung erfolgen auf Basis der aktuellen Debatten und Fachdiskussionen zum Thema Rassismus und Diskri-
minierung. Gleichzeitig préasentiert der vorliegende Bericht Umsetzungsbeispiele und zeigt, was gestitzt auf die Emp-
fehlungen des letzten Berichts 2017 umgesetzt worden ist. Basierend auf ihren Einschatzungen macht die Arbeitsgrup-
pe wiederum Empfehlungen.

Die Arbeitsgruppe dankt allen Personen, die zum vorliegenden Bericht mit Beispielen und Fachinputs beigetragen ha-
ben. Sie dankt fiir das damit verbundene Vertrauen und die Bereitschaft, eigene Erfahrungen zu teilen. Ein gemeinsa-
mer Nenner in den gefiihrten Gespréachen war, dass die Betroffenen nicht ihre individuellen Erfahrungen und Befindlich-
keiten in den Vordergrund stellen wollten. Vielmehr ging und geht es ihnen darum, einen Beitrag zur Sichtbarmachung
von Rassismus zu leisten. Die Arbeitsgruppe verbindet mit dem gegentiber ihrer Berichterstattung erbrachten Vertrau-
en deshalb den Appell an stadtische Stellen, Rassismus und dessen Bekdmpfung innerhalb der Stadtverwaltung ver-
mehrt und entschlossener anzugehen.

Der Stadtrat hat den Bericht an seiner Sitzung vom 26. Oktober 2022 zustimmend zur Kenntnis genommen. Er wiirdigte
die in der Verwaltung vielfach bereits geleistete Arbeit zur Verhinderung und Bek&dmpfung von rassistischer Diskriminie-
rung und beauftragte das Préasidialdepartement, ihm bis im Sommer 2023 einen Vorschlag zur Umsetzung der Empfeh-
lungen des Berichts zu unterbreiten.

Was versteht die Arbeitsgruppe unter Rassismus?

Die Arbeitsgruppe orientiert sich an einem sozialwissenschaftlichen Verstandnis von Rassismus. Ein solches geht
Uber das strafrechtliche Versténdnis hinaus, das nur wenige und qualifizierte Handlungen umfasst. Im Fokus steht
- ungeachtet strafrechtlich relevanter Motive der Tater*innen — die Wirkung von Rassismus. Dazu gehért der erlebte
Alltagsrassismus, auf den zivilgesellschaftliche Organisationen immer wieder hinweisen. Rassismus fiihrt zu sozia-
len Ungleichheiten. Oft Giberschneiden sich diese mit anderen Benachteiligungsaspekten wie etwa Geschlecht, so-
zialer Schicht oder Bildungshintergrund. Beispielsweise aussert sich herkunftsbezogene Diskriminierung auf dem
Arbeitsmarkt gegeniiber Mannern und Frauen unterschiedlich. Ebenso sind Menschen mit und ohne Hochschulab-
schluss unterschiedlich von rassistischer Diskriminierung betroffen.

Alltaglich erlebte und festgestellte Rassismusvorfélle liefern Hinweise auf Rahmenbedingungen (Haltungen, Pro-
zesse und Strukturen), die diesen beglinstigen oder gar fordern. Sie verweisen auf Ansatzpunkte fiir die Rassismus-
bekampfung, die liber Einzelfdlle hinausgehen, sowie auf institutionelle Ursachen. Dieses Vorgehen ist sinnvoll, da
es nach wie vor wenige Studien und Daten gibt. Zu bedenken ist, dass das Verstandnis von Rassismus Gegenstand
sténdiger gesellschaftlicher und wissenschaftlicher Auseinandersetzungen ist. Diese sind nétig, da sich Art und
Weise rassistischer Ausgrenzungen und das Wissen Uber Rassismus standig veréandern (siehe Rassismusbericht
2017,S.4f.[ D).



https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/rassismusbericht-der-stadt-zuerich-2017.html
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/rassismusbericht-der-stadt-zuerich-2017.html

Eine Mehrheit der Schweizer Bevolkerung erachtet Rassismus als ernstes gesellschaftliches Problem. Knapp ein Drittel
gibt an, dass mehr dagegen unternommen werden muss [Link]. Berichte nationaler und internationaler Beobachtungs-
gremien sowie im Themenfeld tatige zivilgesellschaftliche Organisationen bestatigen diese Einschatzung. Im Sommer
2020 ist die Aufmerksamkeit gegeniiber Rassismus im Zuge der «Black Lives Matter»-Bewegungen sprunghaft ange-
stiegen. In vielen europaischen Stadten demonstrierten Menschen und betonten die Dringlichkeit der Rassismusthe-
matik. Allein in Zarich gingen am 13. Juni 2020 tiber 10 000 Menschen auf die Strasse. Rassismus ist Gber Fachkreise
hinaus zu einem breit diskutierten Thema geworden - etwa in Leitmedien, Biichern, Zeitschriften und Alltagsgespra-
chen. Biicher zu Antirassismus stossen auf grosse Resonanz und finden sich auf Bestsellerlisten und thematischen
Biichertischen in Buchhandlungen. Viele Menschen diskutieren in ihrem privaten Umfeld Giber Rassismus und sprechen
vermehrt rassistisches Verhalten an. Insbesondere fiir die jingere Generation hat Rassismus einen hohen politischen

Stellenwert, wie eine Befragung junger Erwachsener im Kanton Zirich zeigt [Link].

Die breit getragene Erkenntnis, dass Rassismus ein ge-
sellschaftliches Problem darstellt und das Bekenntnis ge-
gen Rassismus sind beides wichtige Voraussetzungen fiir
die Rassismusbekampfung. Sie reichen fiir deren effektive
Umsetzung jedoch nicht aus. Gefordert ist erganzend die
bestandige Uberpriifung des eigenen Tuns auf diskrimi-
nierende Wirkungen hin. Das ist und bleibt eine Dauerauf-
gabe. Rassismusbekampfung ist kein Projekt, das sich
erledigen lasst, sondern ist dauernd mitzudenken. Das gilt
besonders fiir staatliche Stellen. Fir deren Handeln ist das
Diskriminierungsverbot der Bundesverfassung eine zent-
rale Leitlinie. Denn «staatliche Organe sind zu einem wirk-
samen Diskriminierungsschutz verpflichtet. Der in vélker-
rechtlichen Vertrdgen und in der Bundesverfassung
garantierte Diskriminierungsschutz geht lber ein reines
Verbot staatlicher Diskriminierung (Unterlassungspflich-
ten) hinaus. Er verpflichtet staatliche Organe zur aktiven
Beseitigung bestehender Diskriminierungen (Schutz-
pflichten). Gefordert sind zudem das aktive und voraus-
schauende Verhindern mdéglicher Diskriminierungen und
die Starkung einer diskriminierungsfreien Gesellschaft.
Staatliche Organe missen weiter fiir unabhangige Be-
schwerde- und Klagemdglichkeiten sorgen (Gewahrleis-
tungspflichten)» (Rassismusbericht 2017, S. 10 [Link]).

Der Stadtrat hat wiederholt betont: Rassismus darf nicht
toleriert werden. So zuletzt im Zusammenhang mit der
Uberdeckung von Hausinschriften im Niederdorf [Link].
Der 2007 erfolgte Beitritt zur Europaischen Stadtekoaliti-
on gegen Rassismus (ECCAR) und die damit verbundenen
Massnahmen sind Ausdruck dieses Bekenntnisses. Diese
klare Haltung schiitzt allerdings noch nicht vor konkreten
Rassismusvorfallen. Solche gibt es auch in der Stadtver-
waltung und darauf legt der vorliegende Bericht seinen
Fokus.

Der Blick auf diskriminierende Wirkungen des eigenen
Tuns ist nicht angenehm. Gerade wenn Diskriminierung
und Rassismus dem eigenen Bekenntnis und Selbstbild
zuwiderlaufen. Doch ein diskriminierungskritischer Fokus

auf das eigene Handeln stellt nicht die Schuldfrage ins
Zentrum, vielmehr zeugt er von der Verwirklichung des Be-
kenntnisses zum Antirassismus. Der vorliegende Bericht
tut genau dies mit Blick auf die Stadtverwaltung. Er orien-
tiert sich dabei an Fallbeispielen und Vorféallen. Diese wur-
den den Verfassenden wahrend der Recherchen zu die-
sem Bericht gemeldet. Sie =zeigen, dass in der
Stadtverwaltung Rassismus zunehmend angesprochen
wird.

Die Beispiele zeigen auch, dass weiterhin bestimmte
Hirden bestehen, Rassismus anzusprechen. Es ist sel-
ten méglich, Uber Einzelfdlle hinaus auf institutionelle
Rahmenbedingungen hinzuweisen oder institutionelle
Verantwortung einzufordern. Rassismusbekdmpfung
wird weiterhin vorwiegend hinsichtlich individueller
Handlungsmotive oder persoénlicher Einstellungen ver-
standen. Entsprechend geraten institutionelle Aspekte
aus dem Blick.

Diese Auseinandersetzung verweist auf generelle gesell-
schaftliche Diskussionen zu Rassismus und damit ver-
bundenen sozialen Ungleichheiten.


https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/68116.pdf
https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2021/07/politische-beteiligung-der-jungen-grosse-unterschiede-bezueglich-bildungstyp.html?pk_campaign=newsletter&pk_kwd=Bildung&pk_source=daily&pk_medium=Politische-Beteiligung-der-Jungen:-grosse-Unterschiede-bezüglich-Bildungstyp
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/rassismusbericht-der-stadt-zuerich-2017.html
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/ueber_das_departement/medien/medienmitteilungen/2021/april/210408.html

1.1 Aufmerksamkeit,
Kontroversen und
steigende Erwartungen

Im Zuge der geschilderten Entwicklungen sind zahlreiche
neue antirassistische Gruppierungen und digitale Vernet-
zungsformate entstanden. Zivilgesellschaftlich getragene
Initiativen haben Direktbetroffene vernetzt, Bildungs- und
Sensibilisierungsprojekte angestossen und Vorstdésse auf
lokaler Ebene lanciert. Diese Aktivitdten haben grossen
Anteil daran, dass heute breiter und anders liber Rassis-
mus diskutiert wird.

Sie flhrten aber auch dazu, dass von Politik, Medien und
Institutionen nach langem Desinteresse hohe Erwartun-
gen an diese Gruppierungen gestellt werden. Verlangt
werden Fachexpertise, Losungsvorschlage, Medienkom-
petenz und die meist ehrenamtliche Mitwirkung in Diskus-
sionen und Projekten. Betroffene berichten, dass sie die
Anfragen teilweise kaum mehr bewaltigen kénnen. Zudem
wird beflirchtet, dass Politik und Gesellschaft auch zu-
kiinftig nicht ausreichend Verantwortung tbernehmen
und die Rassismusbekdmpfung an zivilgesellschaftliche
Initiativen delegieren. Diese fordern deshalb einen starke-
ren Einbezug in staatliche Aktivitdten und eine bessere
Repréasentation ihrer Anliegen innerhalb staatlicher Struk-
turen und Institutionen.

Mit der erhdéhten Aufmerksamkeit sind Kontroversen
sichtbarer geworden. Mechanismen der Skandalisierung,
inhaltlichen Verklirzung und Personalisierung, wie sie
durch soziale Medien bestarkt werden, spitzen die Debat-
te teils auf unverriickbare Positionen oder Schlagworte zu.
Das erschwert eine fundierte Auseinandersetzung und
fuhrt nicht zwingend zu Verbesserungen. Fiir Einzelperso-
nen, Institutionen und Organisationen ist es trotz erhéhter
Aufmerksamkeit deshalb weiterhin herausfordernd, Ras-
sismus anzusprechen. Meinungen sind oft schnell ge-
macht und Positionen im Vornherein bezogen. Nicht selten
wird dabei an den Erfahrungen der Betroffenen vorbeige-
redet oder die Debatte ins Zentrum gertickt, wer legiti-
miert ist, GUber Rassismus zu sprechen. Diese Dynamik
macht die Beschéaftigung mit dem Thema schwierig und
fir alle Beteiligten ermiidend und teilweise verletzend.
Vermehrt erhalten Fallbeispiele Aufmerksamkeit, wo Per-
sonen ohne Rassismuserfahrungen die Legitimitat zur
Mitsprache abgesprochen wird, bestimmte Diskriminie-
rungen als weniger relevant erachtet oder Einzelpersonen
aufgrund rassistischer Ausserungen oder Zitate in den Fo-
kus von Protesten geraten. Das Thema der Cancel-Culture
ist unterdessen medial prasenter als die Anliegen und Er-
fahrungen derjenigen, die von Rassismus betroffen sind.

1.2 Emotionen,
Abwehrhaltungen und
Skandalisierung

Als Ausgangspunkt der Debatte um Rassismus stehen Er-
fahrungen und Emotionen von Rassismusbetroffenen im
Zentrum. Zunehmend werden Distanzierungsmuster, Ab-
wehrmechanismen und damit verbundene Emotionen von
Menschen thematisiert, die nicht direkt von Rassismus
betroffen sind, jedoch auf Rassismus oder rassistisches
Verhalten angesprochen werden. Fir viele ist es eine neue
Erfahrung, dass auch Privilegien - wie etwa dasjenige,
nicht von Rassismus betroffen zu sein — und damit verbun-
dene Emotionen benannt und 6ffentlich diskutiert werden.

Durch das Benennen von Rassismus werden damit ver-
bundene Ungleichheiten und Positionierungen sichtbar.
Solche Ungleichheiten lassen sich auf struktureller wie auf
individueller Ebene aufzeigen. So zeigen die auch nach
der Kategorie Race [Link, S. 11] differenzierenden Struk-
turdaten in Grossbritannien Unterschiede in den Léhnen
und im Zugang zur Gesundheitsversorgung zwischen
weissen und Schwarzen Brit*innen. Forderungen nach
entsprechenden Datenerhebungen gibt es auch im
deutschsprachigen Raum [Link]. Ob und unter welchen
Bedingungen diese zuléssig sind, wird bisher vorwiegend
innerhalb von Fachkreisen debattiert [Link].

In der Offentlichkeit kommt es insbesondere dann zu Kon-
troversen, wenn Unterschiede und Ungleichheiten auf in-
dividueller Ebene angesprochen werden. Etwa dann,
wenn Menschen als privilegiert oder «weiss» bezeichnet
werden. Dies fuhrt teils zu Missverstandnissen oder gar
dem Vorwurf des «umgekehrten Rassismus». Ein Vorwurf,
der insofern unzutreffend ist, als damit keine nachweisba-
re strukturelle Benachteiligung auf dem Wohnungs- und
Arbeitsmarkt oder im Gesundheitsbereich einhergeht, die
auf lange zuriickreichende historische Urspriinge zurick-
geht. Insgesamt geht in den aktuellen Debatten bisweilen
unter, dass im Fokus reale und ernst zu nehmende gesell-
schaftliche Ungleichheiten stehen. Diese gehen tiber indi-
viduelles Verhalten, stossende Einzelfalle oder polarisie-
rende Zuspitzungen hinaus und haben Einfluss auf die
Lebensrealitaten und Entwicklungsméglichkeiten von An-
gehorigen bestimmter Bevélkerungsgruppen.


https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/68116.pdf
https://vielfaltentscheidet.de/wer-nicht-gezaehlt-wird-zaehlt-nicht-empirische-forschung-zu-schwarzen-menschen-in-deutschland/?back=101
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/erhebung_von_antidiskr_daten_in_repr_wiederholungsbefragungen.pdf;jsessionid=BEFCBC05B5253DD80B07C8A5A58B446F.intranet211?__blob=publicationFile&v=2

1.3 Aktualitaten im Zuge
von COVID, Hate-Speech
und Ukraine

Im Zuge der Corona-Pandemie wurden zwei Formen des
Rassismus besonders sichtbar. So hat in der Schweiz bei-
nahe jede flinfte Frau und jeder siebte Mann asiatischer Na-
tionalitat rassistische Diskriminierung erlebt, die im Zusam-
menhang mit dem Ausbruch von COVID-19 steht [Link]. In
den Kontroversen um Massnahmen gegen die Pandemie
wurden antisemitische Narrative bedient und unzulassige
Vergleiche mit nationalsozialistischen Verbrechen gemacht
[Link]. Vor diesem Hintergrund wird von zivilgesellschaftli-
chen Initiativen ein weiteres Mal ein Verbot von Nazi-Sym-
bolen gefordert. Die Stiftung gegen Rassismus und Antise-
mitismus (GRA) hat im Februar 2022 eine entsprechende
Petition lanciert [Link]. Feststellbar ist zudem ein inflationa-
rer Gebrauch des Rassismusbegriffs: So wurden behordli-
che Massnahmen gegen die Pandemie teils mit Apartheid
und Rassismus gleichgesetzt.

Die Bekdmpfung von Hassrede im digitalen Raum erfordert
nationale und internationale Regulierungen und libersteigt
die stadtischen Handlungsméglichkeiten. Seit Jahren be-
steht hier Handlungsbedarf. Ende 2021 hat die Eidgendssi-
sche Kommission gegen Rassismus (EKR) eine Meldeplatt-
form fir rassistische Online-Hassrede [Link] lanciert. Die
Meldeplattform bietet Bevolkerung, Fachpersonen und Or-
ganisationen die Mdglichkeit, rassistische Inhalte im Inter-
net mit wenigen Klicks zu melden und sich beraten zu las-
sen. Die Meldungen werden in einer Datenbank gespeichert
und ausgewertet.

Der digitale Raum bietet allerdings auch Potenziale. Diese
sind fir die Stadt Ziirich von Bedeutung. Das betrifft beson-
ders die Mdglichkeiten zur Selbstorganisation, die Angeh6-
rige marginalisierter Gruppen zunehmend in der Form des
digitalen Aktivismus nutzen. Online-Netzwerke und -Forma-
te bieten Méglichkeiten zur Vernetzung, Mobilisierung und
Selbstermachtigung. Sie ermdglichen die Verbreitung von
Anliegen und Erfahrungen in Blogs, Video-Blogs, Podcasts,
Memes, Instagram-Stories oder Video-Plattformen. In den
vergangenen Jahren sind im Raum Zdrich einige solcher Or-
ganisationsformen und loser Wissensnetzwerke entstanden.

Die erstmalige Anwendung des sogenannten Schutzstatus
S fiir Gefliichtete aus der Ukraine hat Debatten zu Ungleich-
behandlungen im Asylwesen ausgeldst. Urspriinglich wurde
der Schutzstatus S als Reaktion auf die Fluchtmigration im
Zuge der Balkankriege eingefiihrt. Damit sollte bei grossen
Fluchtbewegungen eine Uberlastung des Asylsystems ver-
hindert werden. Der Schutzstatus S hat zum Vorteil, dass
die Betroffenen mdglichst rasch ein (befristetes) Aufent-
haltsrecht erhalten, Familienangehdérige nachziehen kénnen
und Reisefreiheit haben.

Problematisch ist aus Sicht der Rassismusbekdmpfung,
dass im Zuge der Flucht von Menschen aus der Ukraine wie-
derholt das Argument der kulturellen Nahe und der besse-
ren Integrierbarkeit auftaucht. Diese Kategorisierung erin-
nert stark an das sogenannte Drei-Kreise-Modell. Ein
Modell, welches die EKR 1996 als «in seiner Grundstruktur
rassistisch» kritisiert hat [Link].


https://nccr-onthemove.ch/indicators/haben-die-migrantinnen-wegen-covid-19-diskriminierung-erlebt/?lang=de
https://swissjews.ch/de/downloads/berichte/zusammenfassung-antisemitismusbericht2021
https://www.gra.ch/petition_verbot_nazisymbolik/
https://www.reportonlineracism.ch
https://www.ekr.admin.ch/pdf/960506_stellungnahme_3-kreise-modell_de5cd4.pdf

1.4 Fehlendes Datenmaterial
bedeutet nicht, dass es
keinen Rassismus gibt

In der Schweiz besteht keine umfassende und systemati-
sche Erhebung rassistischer Diskriminierung in unter-
schiedlichen Lebensbereichen. In der 6ffentlichen Statistik
der Schweiz werden keine rassismusrelevanten gruppen-
bezogenen Daten erhoben. Da eine empirische Datenbasis
oft nur punktuell vorhanden ist, sind Politik und Gesell-
schaft auf Rickmeldungen von Beratungs-, Anlauf- und
Beschwerdestellen und die Einschatzung zivilgesellschaft-
licher Organisationen angewiesen. Herausfordernd an der
Situation ist, dass sich den genannten Stellen und Organi-
sationen jeweils unterstellen lasst, sie wiirden das Vorhan-
densein rassistischer Diskriminierung aus ihrer Perspektive
Uberbewerten. Gerade Betroffenenorganisationen und in-
ternationale Gremien beméngeln jedoch das Fehlen einer
systematischen Datenerhebung und setzen sich fiir eine
bessere Datenbasis ein [Link (Kapitel 5)]. Zu beachten ist zu-
dem, dass ein hoher Teil von Rassismusvorfallen von Betrof-
fenen nicht gemeldet und entsprechend nicht statistisch er-
fasst wird [Link].

Bestehendes Datenmaterial wie Studien [Link] und Monito-
ringberichte [Link] liefern gentigend Anlass, die Rassismus-
problematik ernst zu nehmen. In einer reprasentativen Befra-
gung der Mitglieder des Verbandes Schweizerischer
Assistenz- und Oberéarztinnen und -arzte (vsao) berichtet
Uber ein Viertel der Befragten von erlebter oder beobachteter
rassistischer Diskriminierung [Link]. Eine breit abgestiitzte
Untersuchung des Selektionsverhaltens auf der Job-Platt-
form des SECO stellt markante Diskriminierungseffekte ge-
genuber Personen fest, denen eine afrikanische Herkunft
zugeschrieben wird [Link]. Junge Schweizer*innen mit
Migrationshintergrund werden auf dem Arbeitsmarkt un-
gleich behandelt, selbst wenn sie den gleichen Pass besit-
zen und Uber die gleichen sprachlichen, schulischen und
beruflichen Qualifikationen verfiigen wie gleichaltrige
Schweizer*innen ohne Migrationshintergrund [Link]. Vor-
herrschende Bilder Uber scheinbar «<Fremde» haben einen
Einfluss auf Lebensrealitdten und Chancen. Eine jiingst pub-
lizierte Studie zeigt etwa, dass allein die Berichterstattung
Uber Asyl- und Fluchtthemen einen Einfluss auf den Erfolg
von Asyl-Beschwerdeverfahren hat. Je mehr tiber diese The-
men berichtet wird, desto harter urteilen Richter*innen [Link].

Trotz dieser Belege ist es weiterhin nétig, aktiv auf das
Thema aufmerksam zu machen. Aus Fakten allein folgt
noch kein Bewusstsein. Aus Bewusstsein allein folgen
noch keine Handlungen. Selbst Menschen, die sich laut ei-
genem Verstandnis gegen Rassismus einsetzen, tun sich
schwer damit, bei konkreten Vorféllen einzuschreiten.

[
=]
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1.5 Fokus auf Zurcher
Stadtverwaltung

Breite Untersuchungen oder Befragungen (iber rassisti-
sche Diskriminierung innerhalb der Stadtverwaltung Zi-
rich liegen noch nicht vor. Das macht die Arbeit der inter-
departementalen Arbeitsgruppe herausfordernd. Denn
stets lasst sich der Einwand einbringen, dass Aussagen
aus Studien oder generelle Einschatzungen fur die Stadt-
verwaltung nicht gelten. Die Arbeitsgruppe vertritt hier
eine andere Meinung. Sie betont vielmehr, dass es keine
plausiblen Griunde fur die Annahme gibt, dass die Stadt-
verwaltung eine Ausnahme darstellt. Gefordert ist viel-
mehr eine entsprechende Sensibilitat gegeniiber der The-
matik. Die Arbeitsgruppe hat diese Haltung in ihren
bisherigen Berichten wiederholt betont. Gleichzeitig hat
sie angeregt, rassistische Diskriminierung kilinftig in regel-
massigen Personalbefragungen zu erheben. In der im
Herbst 2022 geplanten Personalbefragung wird dies nun
erstmals stadtweit erfolgen.

Der vorliegende Bericht fokussiert den direkten Verant-
wortungsbereich stadtischen Handelns. Er stellt Beispiele
von rassistischer Diskriminierung innerhalb der Zircher
Stadtverwaltung ins Zentrum. Die Beispiele veranschauli-
chen, wie sich Rassismus in der Stadtverwaltung manifes-
tiert und welche Herausforderungen damit verbunden
sind. Der Bericht stellt damit die Frage ins Zentrum, wie
Mitarbeiter*innen und Institutionen der Stadtverwaltung
selbst von der Rassismusthematik betroffen sind und wel-
che Empfehlungen sich daraus ergeben.


https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/68116.pdf
https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/frb/berichterstattung-und-monitoring.html
https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-030-67281-2
https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/frb/berichterstattung-und-monitoring/bericht--rassistische-diskriminierung-in-der-schweiz-.html
https://vsao.ch/wp-content/uploads/2020/05/FL_Auswertung_Grafiken-und-Tabellen_DE_20200511_V01.00.pdf
https://ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2021/01/recruitment-diskriminierung.html
https://nccr-onthemove.ch/blog/la-discrimination-a-lembauche-des-descendant·e·s-dimmigre·e·s/?lang=de
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1111/ajps.12612
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/migration-integration/zusammenleben-schweiz.assetdetail.21784928.html

2 Einblicke: Umgang mit Rassismus
in der Stadtverwaltung

Eine hohe Sensibilitat fiir die Thematik Rassismus heisst nicht zuletzt, dass die Sichtweise Direktbetroffener wahrge-
nommen und ernst genommen wird. Dies wiederum setzt ein Versténdnis fir die Urspriinge und Wirkungen von alltéagli-
chem Rassismus und eine standige diskriminierungskritische Selbstreflexion voraus. Deshalb hat sich die Arbeitsgrup-
pe dazu entschieden, die verschiedenen Facetten und Themenbereiche von Rassismus innerhalb der Ziircher
Stadtverwaltung anhand exemplarischer Fallbeispiele zu veranschaulichen.

Die geschilderten Vorfélle inMKéstchen zeigen auf,
wo und wie Rassismus vorkommt. Bei allen Beispielen
steht die Frage nach den Rahmenbedingungen im Zen-
trum. Gleichzeitig werden bereits Massnahmen durch die
Zircher Stadtverwaltung implementiert, die als Umset-
zungsbeispiele dienen kdnnen. Solche Beispiele sind in
'blau umrahmten Kastchen dokumentiert. Grundlagen fiir
die Fallbeispiele lieferten wie eingangs erwahnt personli-
che Gesprache mit Anlauf- und Beratungsstellen, gemel-
dete Fallbeispiele aus der Stadtverwaltung, Riickmeldun-
gen von betroffenen stadtischen Mitarbeiter*innen und
vorhandene Datensammlungen.

2.1 Die Kultur des
Umgangs mit Rassismus

Die Arbeitsgruppe interessiert sich dafiir, wie es um die
Zircher Stadtverwaltung im Zusammenhang mit Diskrimi-
nierungsschutz mit Fokus auf Rassismus steht. So steht
im Folgenden im Zentrum, inwiefern die Verwaltung auf
rassistische Vorfélle reagiert und welche Rahmenbedin-
gungen dabei relevant sind.

Auf der Pflegestation

Am Empfang

Die Beispiele zeigen, dass sich die Sensibilitdt und Wahr-
nehmung von Rassismus innerhalb der Ziircher Stadtver-
waltung seit Verdffentlichung des ersten Rassismusbe-
richts intensiviert haben. Dennoch zeigen sie auch, dass
weiterhin ein grosser Handlungsbedarf besteht.

Rassismus verletzt: Das vorliegende Kapitel beschreibt
rassistische Vorfélle und Problemstellungen. Fiir manche
Leser*innen kénnen diese Schilderungen - etwa aufgrund
eigener Erfahrungen - belastend sein. Dieser Hinweis
richtet sich an sie, damit sie entscheiden kénnen, ob und
wann sie die Inhalte sehen und lesen méchten.

Am Spitalbett



Ein stadtischer Mitarbeiter ist zusammen mit einem
Arbeitskollegen im Rahmen seiner Tatigkeit auf Be-
such bei einer Partnerorganisation. Nachdem die offi-
ziellen Punkte geklart sind, wird er von der Gastgebe-
rin nach seiner Nationalitdt und Glaubensrichtung
gefragt, ohne dass diese Informationen einen Zusam-
menhang zu seiner beruflichen Tatigkeit haben. So-
bald sie das Wort Muslim hort, beginnt sie mit einer
Hasstirade gegen Muslime. Der Mitarbeiter ist scho-
ckiert und sprachlos. Im Nachgang des Vorfalls lehnt
der Mitarbeiter eine private Anzeige ab, da sich der
Vorfall wéhrend der Arbeitszeit ereignet hat. Es erfolgt
deshalb ein Schreiben von der iibergeordneten stadti-
schen Stelle des Mitarbeiters an die Partnerorganisa-
tion, in der nachdricklich auf die unangemessenen,
entwirdigenden, ehrverletzenden und diskriminieren-
den Aussagen Bezug genommen wird. Gleichzeitig
wird von der Partnerorganisation eine Stellungnahme
gefordert. Der Mitarbeiter wird neben der engen psy-
chologischen Begleitung weiterhin von seinen Vorge-
setzten darin ermutigt, gegen die Taterin Anzeige zu
erstatten.

Die geschilderten Beispiele zeigen Situationen von Men-
schen in unterschiedlichen Rollen und Funktionen, die in-
nerhalb der Ziircher Stadtverwaltung rassistische Diskri-
minierung erleben. Die Reaktion der zustandigen
Verantwortlichen war jedoch unterschiedlich. Im Nach-
gang eines Vorfalls sollten der Schutz und somit die Be-
treuung und Begleitung der Direktbetroffenen im Fokus
stehen, wie dies einzelne Beispiele auch gut veranschauli-
chen. Gleichzeitig zeigen Gesprache mit unterschiedli-
chen Stellen, dass die einzuleitenden Massnahmen vom
Wohlwollen der jeweils Zustandigen abhéngig sind. Ein-
zelne Mitarbeiter*innen berichten zudem, dass sie bei Vor-
fallen mit mehreren Beteiligten regelméassig als einzige
Mitarbeiterin oder als einziger Mitarbeiter reagieren wiir-
den und dass diese Verantwortung mittlerweile informell
an sie delegiert wiirde. Gerade bei Mitarbeiter*innen mit
eigenen Rassismuserfahrungen kommt aber eine erhebli-
che emotionale Belastung bei der Auseinandersetzung
mit dem Thema hinzu.

Oftmals werden nach einem Vorfall - wie auch in einem der
vorangehenden Beispiele — gar keine Massnahmen ergrif-
fen. Nicht selten wird dies etwa mit fehlenden oder nicht
nachweisbaren rassistischen Motiven begriindet. Dies hat
bereits der letzte Rassismusbericht ausgefiihrt (siehe
Rassismusbericht 2017, S. 15f. [Link]). So wird haufig mit
dem Strafrecht argumentiert. Was im entsprechenden
Beispiel (Am Empfang) geschah: Da keine weiteren Perso-
nen anwesend waren, ist die Ausserung nicht 6ffentlich
und damit geméss Art. 261bis des Schweizerischen Straf-
gesetzbuches (StGB) nicht strafbar.

Wie die Beispiele zeigen, fihren dhnliche Situationen zu
unterschiedlichen Reaktionen. Eine einheitliche Praxis im
Umgang mit rassistischer Diskriminierung ist in der Stadt-
verwaltung nicht etabliert. Dies liegt nicht zuletzt daran,
dass die Handlungsanweisungen und die definierten Ver-
antwortungen den Fihrungskraften und den HR-Verant-
wortlichen haufig nicht bekannt sind. Wo kénnen sich
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etwa Vorgesetzte bei konkreten rassistischen Vorfallen
beraten lassen, um ihre betroffenen Mitarbeiter*innen
bestmdglich zu unterstiitzen und weitergehende Mass-
nahmen zu ergreifen? So bleiben die bestehenden Bera-
tungs- und Unterstitzungsméglichkeiten fiir Betroffene
(bspw. Personaldienste, Ombudsstelle, Ziircher Anlauf-
stelle Rassismus ZGRAS) haufig unbekannt oder ungenii-
gend.

Auch fir die Direktbetroffenen fehlen geschitzte Rau-
me, wo sie ihre Erfahrungen verarbeiten kénnen und sich
verstanden flihlen. Stadtische Mitarbeiter*innen, die in-
nerhalb der Stadtverwaltung Rassismus erleben, sei es
seitens Kundschaft, Klient*innen oder anderer Mitarbei-
ter*innen, sind nach wie vor oft auf sich allein gestelit.
Das ist fir die Betroffenen belastend und wirkt sich
nachweislich auf deren Lebensqualitat und Wohlbefin-
den in allen Bereichen aus [Link]. Dies verstéarkt sich ins-
besondere, wenn die Vorfalle gehauft auftreten und keine
adaquaten Unterstlitzungsangebote zur Verfligung ste-
hen. Betroffene berichten in diesem Kontext, dass sie die
fur Personalanliegen zustandigen Beraterinnen oft als
Uberfordert erleben, wenn sie es liberhaupt schaffen, die-
se Stellen aufgrund rassistischer Vorfalle aufzusuchen.
Denn nach wie vor werden Erlebnisse verdréngt, um nicht
dariber reden zu missen oder um Mitleid von Arbeitskol-
leg*innen zu vermeiden.

Eine weitere Problematik betrifft den Bekanntheitsgrad
der personalrechtlichen Mdglichkeiten. Obwohl das Per-
sonalrecht verpflichtende Instrumente - insbes. Art. 96
Abs. 4 AB PR - bereitstellt, sind diese insbesondere den
Personalabteilungen und den Vorgesetzten zu wenig be-
kannt. So schildern mehrere Vorgesetzte, dass die perso-
nalrechtlichen Méglichkeiten bei rassistischen Ausserun-
gen und Handlungen eingeschrénkt seien. Sie wirden es
begriissen, wenn hier mehr méglich wére, da die beste-
henden Regelungen sonst einem Schutz der Tater*innen
gleichkommen wrden.


https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/rassismusbericht-der-stadt-zuerich-2017.html
https://www.gesundheitsfoerderung-zh.ch/publikationen/gesundheitsbericht/soziale-beziehungen-und-gesundheit-im-kanton-zuerich

Massnahmen und Instrumente

im Personalrecht

Gemass Art. 11 der Ausfliihrungsbestimmungen zum
Personalrecht (AB PR) konnen Angestellte in schwieri-
gen Arbeitsplatzsituationen ein Coaching oder eine
Supervision beantragen. Bei Bedarf kdnnen sie aber
auch dazu verpflichtet werden.

Gemass Art. 96 AB PR kénnen Angestellte, wenn sie
sich sexuell belastigt oder diskriminiert fihlen, aber
auch wenn ihnen eine sexuelle Belastigung vorgewor-
fen wird, eine Untersuchung beantragen, die den Vor-
wirfen nachgeht. Dasselbe gilt geméass Abs. 4 auch
fiir andere Formen der Diskriminierung, wie z.B. Ras-
sismus.

In beiden Fallen entscheidet die*der Dienstchef*in, ob
und welche Massnahmen angezeigt sind.

den Verwaltungstellen eine
starkere Beachtung der personalrechtlich vorgesehenen
Schutzmechanismen. Als sinnvoll kénnten sich etwa ver-
waltungsinterne Vertrauenspersonen erweisen, wie es sie
im Bereich sexueller Belastigung gibt und gemass Art. 96
Abs. 4 AB PR auch fiir andere Formen der Diskriminierung
zur Anwendung kommen sollten. Weitere konkrete Hand-
lungsanweisungen fir Unterstutzung finden sich in Art. 11
AB PR (Praxisberatung wie Coaching oder Supervision).

Im Arbeitsalltag

An einer Informationsveranstaltung

Mit klaren Handlungsanweisungen gehen das Verstandnis
von Rassismus als gesamtgesellschaftliches Problem und
der Fokus auf Wirkungen von Rassismus einher. Solange
die rassistischen Motive im Vordergrund stehen und keine
Kultur des Umgangs mit Diskriminierungserfahrungen
etabliert ist, bleibt auch das Ansprechen von rassistischen
Erfahrungen nur in einem eingeschrankten Mass maglich.

Die institutionelle Verantwortung darf keinesfalls an ein-
zelne Betroffene delegiert werden. Das Zuschieben der
Verantwortung fiir Vorfalle an die Betroffenen ist zusatz-
lich traumatisierend und halt viele Betroffene davon ab,
Vorfalle Gberhaupt anzusprechen. Umso wichtiger ist da-
her ein klares Bekenntnis der Stadt, dass rassistische Vor-
falle entgegen der eigenen Willensbekundung auch in der
Stadtverwaltung Ziirich vorkommen. Dazu gehért auch
eine Fiihrungs- und Betriebskultur, die dafiir sorgt, dass
dieser Grundsatz von den Mitarbeiter*innen der Stadt Zi-
rich mitgetragen wird. Hierfiir waren entsprechende Schu-
lungen und Weiterbildungen zentral.




Ein Mitarbeiter in einem stadtischen Betrieb ver-
schenkt seinen Kolleg*innen ein Produkt eines Siis-
sigkeitenherstellers, tber dessen Bezeichnung seit
Jahren diskutiert wird. Eine Person aus dem Kreis der
Kolleg*innen findet dies véllig unangebracht, zumal
die Aktion mitten in der laufenden Debatte um das
stadtische Baugesuch zur Uberdeckung von Hauser-
namen erfolgt (sieche Kapitel 2.5). Er fragt sich, wie in
einer solchen Situation reagiert werden soll und ob es
dazu eine stadtische Haltung gibt. Im konsultierten
stadtischen Weiterbildungsangebot findet er kein ent-
sprechendes Angebot.

Mehrere Riickmeldungen aus der Zircher Stadtverwal-
tung deuten auf Loyalitatskonflikte hin, wenn Mitarbei-
ter*innen Rassismus thematisieren oder Vorfalle anspre-
chen. Aus Angst vor den Konsequenzen oder um
Enttduschungen vorzubeugen, melden deshalb auch
Zeug*innen von Vorfallen diese vielfach nicht. Diese Tatsa-
che fuhrt wiederum vor Augen, dass eine libergreifende
Kultur des Umgangs mit Rassismus innerhalb der Stadt-
verwaltung Zirich fehlt.

Meldeformular

Seit gut zwei Jahren ist im Stadtspital Zirich ein Mel-
deformular in Anwendung, mithilfe dessen rassisti-
sche Beschimpfungen von Patient*innen und / oder
von ihren Begleitpersonen durch Mitarbeiter*innen
dokumentiert werden kénnen. Das Formular ist einge-
bettet in einen ganzen Prozess, der die unterschiedli-
chen Akteur*innen (Mitarbeiter*innen, Vorgesetzte,
Rechtsdienste) miteinbezieht.

DITEWANG o =T e [(¥] o o E=ThaT o]l 11, in bestehenden stadtischen

Befragungen (etwa der Personal- oder Bevdélkerungsbe-
fragung) oder Meldetools wie «Zirich schaut hin» Fragen
zu rassistischer Diskriminierung aufzunehmen. Sie be-
grisst, dass bereits entsprechende Schritte unternom-
men wurden.

Die Datenbeschaffung ist dann besonders sinnvoll, wenn
sie in einen konkreten Massnahmenplan eingebettet ist.
Denn die Erfahrungen aus anderen Befragungen - etwa
der EU-MIDIS [Link] - zeigen, dass die Bereitschaft, Vor-
falle zu melden, steigt, wenn die Meldenden davon ausge-
hen, dass dies zu einer Verbesserung der Situation bei-
tragt.
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Kinderbiicher

Eine stadtische Mitarbeiterin in der schulerganzenden
Betreuung behandelt mit Primarschiiler*innen einmal
pro Woche Blcher mit Bezug zu Diskriminierungsfra-
gen wie Rassismus, Homophobie oder Ableismus
(Diskriminierung von Menschen mit Beeintrachtigun-
gen). Sie besucht hierfiir entsprechende Schulungen
fur Lehr- und Betreuungspersonen. So kann sie auf
allféllige Fragen der Kinder reagieren. Gleichzeitig er-
moéglicht dies der Mitarbeiterin das altersgerechte
Thematisieren von Diskriminierungsfragen, nicht zu-
letzt das Ansprechen bei konkreten Vorfallen.

stopantisemitismus.ch

Die Integrationsférderung der Stadt Zirich hat in der
Expert*innengruppe des von der ZEIT-Stiftung initiier-
ten und auf den Schweizer Kontext Gibertragenen Pro-
jektes stopantisemitismus [Link] der Stiftung gegen
Rassismus und Antisemitismus GRA mitgewirkt. Das
Projekt liefert Hintergrundwissen zu alltaglichem Anti-
semitismus und Hilfestellungen, wie auf diesen re-
agiert werden kann.

Informationsflyer zu Hate-Speech

und Verschworungstheorien

Die Informationsflyer zu Hate-Speech und Verschwo-
rungstheorien [Link] der GRA richten sich an Lehrper-
sonen und liefern einfache Hintergrundinformationen
und Adressen von Anlaufstellen und Beratungsange-
boten. Die Integrationsférderung der Stadt Ziirich hat
als Partnerin bei der Erarbeitung dieser Flyer mitge-
wirkt.


https://fra.europa.eu/en/publication/2017/second-european-union-minorities-and-discrimination-survey-main-results
https://www.stopantisemitismus.ch
https://www.gra.ch/antisemitismus/antisemitismus-verschwoerungstheorie/

2.2 Individuelle Vorfalle als
Hinweis auf institutionelle
Probleme

Individuelle Vorfélle sind oft auch ein Hinweis auf instituti-
onelle und gesamtgesellschaftliche Probleme. Denn ob-
wohl sich rassistische Denkmuster und Verhaltensweisen
in individuellem Handeln am eindeutigsten zeigen, sind
diese vielfach in einer bestimmten Institution (institutio-
neller Rassismus) wie der Ziircher Stadtverwaltung und
deren Departementen und Dienstabteilungen oder in der
Gesamtgesellschaft (struktureller Rassismus) und deren
Teilbereichen wie Arbeitsmarkt, Bildung oder Gesund-
heitswesen verankert. Auch Regeln und Ablaufe der Zir-
cher Stadtverwaltung oder gesellschaftliche Selbstver-
sténdlichkeiten kénnen demnach zu rassistischen
Ungleichbehandlungen fiihren.

Beispiele aus bisherigen Rassismusberichten fiir instituti-
onellen Rassismus sind etwa das Racial Profiling (hdufige-
re Polizeikontrollen von Menschen aufgrund ihrer Zuord-
nung zu einer ethnischen oder religiésen Gruppe), die bis
heute fir Direktbetroffene Realitat sind. Des Weiteren
zeigt ein Beispiel aus dem digitalen Raum, dass auch indi-
viduelle Handlungen in institutionelle Rahmenbedingun-
gen eingebettet sind:

Am 8. April 2021 wird auf dem stadtischen Intranet
eine neue Mitteilung mit dem Titel «Koloniale und ras-
sistische Zeichen im Stadtraum werden entfernt oder
kontextualisiert» publiziert. Die Mitteilung nimmt Be-
zug auf die im o6ffentlichen Raum sichtbaren Zeitzei-
chen mit Bezug zu Rassismus und Kolonialismus, die
gemass Stadtratsentscheid entfernt oder kontextuali-
siert werden sollen (siehe Kapitel 2.5). Wahrend meh-
rerer Tage melden sich stadtische Mitarbeitende in
den Kommentarspalten schriftlich zu Wort. Es gibt
kaum Newsbeitrage, die dhnlich viele Kommentare zur
Folge hatten, einzig das Thema Corona wurde ahnlich
stark diskutiert.

Der erste Kommentar lautet etwa: «<Wenn wir alle diese
Zeitzeugen entfernt haben, sind dann unsere Vorfah-
ren von jeder Schuld befreit und die Geschichte wird
neu geschrieben, so dass die Stadt Zirich mit weisser
Weste da steht?»

Viele der Kommentierenden stellen den Entscheid in-
frage, hinterfragen die Dringlichkeit der Problematik
oder verneinen dies sogar: «Eigentlich hatten wir ja
andere Probleme als die Geschichte umzudeuten oder
umzuschreiben. Wir sollten unsere Energien besser
auf die Zukunft fokussieren, anstatt mit grossem Auf-
wand die Interessen marginaler Gruppen zu befriedi-
gen.»

Das Argument der Geschichtsumschreibung taucht
wiederholt auf. Es war allerdings nie das Anliegen des
Stadtrates, die Vergangenheit umzuschreiben. Im Zen-
trum steht vielmehr, die rassistischen Hausinschriften

unter dem Aspekt ihrer Wirkung im Hier und Jetzt zu
betrachten — sowohl auf Direktbetroffene als auch auf
die ganze Gesellschaft.

In einem anderen Beitrag wird die Problematik ver-
meintlich mit Migration in Verbindung gesetzt: «In ein
fremdes Land kommen und sich diskriminiert fiihlen,

sie war und ist wie sie ist. Auch die Krankheit bestimm-
ter Menschen alles nur noch durch die schéne rosa
Brille zu sehen ist doch nicht mehr normal....».

In dieser fremdenfeindlichen Aussage wird gegentiber
Zugewanderten ein Verbot ausgesprochen, sich diskri-
miniert zu fiihlen. Zudem wird das Erleben von Rassis-
mus einzig auf die zugezogene Bevdlkerungsgruppe
beschrankt, obwohl auch Schweizer*innen ohne Migra-
tionserfahrung Rassismus erleben und die Initiative zur
Entfernung der Hausinschriften von Schweizer*innen
ausging.

Auch Voten aus einer Direktbetroffenenperspektive
werden teilweise negiert. Es werden u.a. die Fragen
diskutiert, was denn rassistisch sei, ob das Ganze nicht
nur ein Interesse einer marginalisierten Gruppe wider-
spiegle und ob der erwahnte Stadtratsentscheid dem
Rassismus effektiv entgegenwirken kénne. Daraufhin
erwidert u.a. eine Person: «Ich finde es bedenklich,
dass hier gemass den Fotos wohl hauptséchlich Per-
sonen kommentieren, die wohl selbst eher keine Erfah-
rungen mit Rassismus machen mussten. Ich denke es
ware wichtig, dass wir den BIPoC (Black, Indigenous,
People of Colour) die Definition Giberlassen, was sie als
verletzend und rassistisch empfinden. Es ist also nicht
so wichtig, was wir als weisse Menschen als wichtig
empfinden in diesem Kontext.»

Die Kommentarspalte wurde weder deaktiviert noch ist
eine Antwort oder Stellungnahme auf die Kommentare er-
folgt. Der Beitrag und die meisten der Kommentare sind
bis zum heutigen Zeitpunkt im stadtischen Intranet ein-
sehbar (Stand Mai 2022). Einzelne Kommentare wurden
inzwischen von den Verfasser*innen zuriickgezogen. In
einem &ahnlichen Beispiel im Zusammenhang mit Mass-
nahmen zur Eindidmmung des Coronavirus wurde hinge-
gen die Kommentarspalte deaktiviert. Eine fehlende Intra-
net-Policy fiihrt somit zu einer ungewollt willkirlichen
Praxis, und selbst eindeutig rassistische Ausserungen
kdnnen in der Folge unkommentiert stehen bleiben.
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lichen und verbindlichen Praxis im Umgang mit Kommen-
taren im Intranet. Betroffene und Verantwortliche sollen
sich darauf stiitzen. Eine Kommentarspalte muss immer
redaktionell betreut werden. Dazu gehért, dass Mitarbei-
ter*innen auf eigene unangemessene Kommentaren hin-
gewiesen werden und auf solche Kommentare zumindest
eine redaktionelle Stellungnahme erfolgt.

Auch in anderen Kontexten wie der Anstellungs- und Be-
férderungspolitik finden wir Formen des institutionellen
Rassismus. So etwa bei der Frage, ob Schweizerdeutsch-
kenntnisse fiir eine Anstellung bei der Ziircher Stadtver-
waltung zwingend erforderlich sind oder wenn die Vorga-
be von Schweizerdeutsch als einzige Betriebssprache zu
Diskriminierungserfahrungen und Ausschluss fihrt. Die-
ses Spannungsfeld erstaunt nicht, da die Sprache, neben
der Nationalitat, der am meisten genannte Grund fiir Dis-
kriminierung ist [Link].

Die Ombudsstelle sieht sich immer wieder mit Be-
schwerden von Personen konfrontiert, die sich auf-
grund fehlender Schweizerdeutschkenntnisse am Ar-
beitsplatz bei der Stadt Ziirich rassistisch diskriminiert
fiihlen.

Ein Mitarbeiter sagt: «<Es kann nicht sein, dass ich
mich an wichtigen Informationsveranstaltungen und
Weiterbildungen bei der Frage <Gibt es jemanden im
Raum, der/die Mundart nicht versteht?> dauernd als
Fremdsprachiger <outen> muss.» Damit werde er stan-
dig fiir etwas verantwortlich gemacht, was die ande-
ren im Raum nur wegen ihm tun mussen. Dabei seien
doch die Informierenden dafiir verantwortlich, dass
die Informationen auch ankommen.

Obwohl die Standardsprache in formalen Kontexten wie
Schule, Universitdt, Medien oder Lautsprecherdurchsa-
gen im offentlichen Verkehr und generell in schriftlichen
Dokumenten eine Selbstverstandlichkeit ist, tut sich die
Verwaltung teilweise schwer damit. Die Zircher Kantons-
verfassung hélt in Art. 48 fest, dass die Amtssprache
Deutsch ist, und nicht etwa Schweizerdeutsch. Mitarbei-
ter*innen berichten trotzdem immer wieder davon, dass
bspw. fiir sie wichtige interne Besprechungen wie Mitar-
beiter*innen-Gesprache oder Teamsitzungen in Mundart
gefiihrt werden.

DITEWANG o111 T [(0] o] o= M=T04 10} (14118 stadtischen Stellen die Ori-

entierung an folgender Grundhaltung: Bei einem relevan-
ten Gespréach - etwa einem Beurteilungs- oder Konfliktge-
sprach - orientiert sich der Entscheid, ob Mundart oder
Standardsprache gesprochen wird, ungeachtet der Hier-
archie daran, dass alle Beteiligten dem Gesprach miihelos
folgen und sich aktiv einbringen kénnen. In einer solchen
Situation diirfen betriebliche Uberlegungen wie etwa das
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Verstehen von Mundart im Kontakt mit Klient*innen keine
Rolle spielen.

Betroffene berichten zudem im Zusammenhang mit Befér-
derungen, dass mangelnde Sprachkenntnisse als Hinde-
rungsgrund angefiihrt werden. Neben sprachlichen Vor-
aussetzungen kénnen bei der Beférderungspolitik auch
andere Merkmale wie die Kleidung zu systematischer ras-
sistischer Diskriminierung flihren.

Eine Mitarbeiterin wird fiir eine neue Aufgabe einge-
teilt. Die Aufgabe wird dann kurz darauf und ohne wei-
tere Erklérung einer anderen Person ubergeben. Zu
einem spateren Zeitpunkt erfahrt die Mitarbeiterin an-
lasslich einer informellen Begegnung von ihrem Vor-
gesetzten, dass er diese Aufgabe aufgrund ihres
Kopftuchs jemand anderem zugeteilt hat. Dies aus
dem Grund, weil seines Erachtens das betroffene Pro-
jekt scheitern wiirde, wenn dabei eine Frau mit Kopf-
tuch sichtbar wéare. Die Mitarbeiterin vermutet, dass
sie auch spéter bei frei werdenden Stellen bewusst
von ihren Vorgesetzten nicht beférdert wurde. Dass
sie «beruflich nicht weiterkommt», obwohl sie gut aus-
gebildet ist und ausgewiesene Berufserfahrungen
vorweisen kann, erklart sie sich mit der Tatsache, dass
sie ein Kopftuch tragt.

IDIEWANG o L=Ti =Te [dU] o] o =MCTg Tl i [Ea1hi, die Anstellungs- und Befor-

derungspraxis sowie die Flihrungskultur der Stadt Ziirich
mit einer antirassistischen Brille genauer zu prifen. Eine
gute Gelegenheit dazu bieten der angekiindigte Pilotver-
such mit anonymisierten Bewerbungen sowie die anste-
hende Personalbefragung.

Weiterbildungsbudget fiir Deutschférderung

Das Weiterbildungsbudget einer Dienstabteilung wird
auch fir die Deutschférderung der Mitarbeiter*innen
eingesetzt. So wird eine mitarbeitende Person auf
eine moégliche Beférderung vorbereitet. Dabei wird die
Dienstabteilung von Mitarbeiter*innen der Integrati-
onsférderung mit einer Deutschkursberatung unter-
stltzt. Diese geben Auskunft (iber die unterschiedli-
chen Angebote, ggf. auch lGber massgeschneiderte
Angebote.

Nicht zuletzt geht es bei der Stadtverwaltung als Dienst-
leisterin auch um die Beseitigung der Zugangshirden ge-
genilber Teilen der Stadtziircher Bevolkerung, die auf-
grund von Sprachbarrieren entstehen kénnen. Der
Rassismusbericht 2013 hat in diesem Zusammenhang das
Beispiel des Bevdlkerungsamtes dokumentiert, das auf
den Abbau kommunikativer Zugangshiirden setzt [Link].


https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/migration-integration/zusammenleben-schweiz/diskriminierung.html
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/archiv-rassismusberichte.html

Schulbotschafter*innen

Jahrlich ziehen Gber 3000 Familien in die Stadt Ziirich.
Etwa die Halfte von ihnen kommen aus dem Ausland.
Die Stadt Zirich will auch die Eltern ohne Erfahrung
mit dem Deutschschweizer Schulsystem gut lber
Themen der Volksschule informieren. Um dabei die
Sprachbarrieren abzubauen, wird eine telefonische
Beratung in 13 Sprachen angeboten. Um die Lebens-
und Arbeitssituation der Eltern zu bericksichtigen,
wird die Beratung in einigen Sprachen ausserhalb der
Biirozeiten angesetzt.

2.3 Das Erkennen von
subtilen Formen

Bereits der letzte Rassismusbericht hat einen starken Fo-
kus auf den Alltagsrassismus gelegt. Denn offensichtli-
cher und ideologisch motivierter Rassismus kommt in der
Stadtverwaltung weniger oft vor. Anlaufstellen und Betrof-
fene berichten vielmehr von alltaglichen subtilen Formen.
Diese sind fiir Betroffene ebenfalls verletzend. Gerade
weil sie subtil sind, sind sie schwieriger ansprechbar. Aus
der Perspektive der Betroffenen sind die vielen kleinen
subtilen Erfahrungen in der Summe jedoch ein steter
Strom an Ablehnung und Ausgrenzung.

stadtischen Fuhrungsperso-
nen, ihre Sensibilitat fir die subtilen Formen von Rassis-
mus zu starken. Dabei ist unerlasslich, Mehrfachdiskrimi-
nierungen sowie die Machtverhéltnisse (z.B. betriebliche
Hierarchie), in welchen sich die Vorfalle ereignen, mitzube-
rucksichtigen.

Selbst- und Fremdbenennung

Name und Rechtschreibung

Wahrnehmung und Sprachkenntnisse

In der Fachliteratur wird in diesem Kontext der Begriff
Othering verwendet, <jemanden anders, zum Anderen ma-
chen». Es wird zwischen einem «Wir» und «den Anderen»
unterschieden. Der Fokus wird auf die Unterschiede ge-
legt, die Gemeinsamkeiten werden ausgeblendet. Die
Grundlage bilden haufig Stereotypisierungen einer Grup-
pe von Menschen, worunter insbesondere Menschen mit
familiarer Migrationsgeschichte fallen.

Der kulturelle Hintergrund

Die Frage «Woher kommst du?» ist ein weiterer Klassiker,
aber auch die hier geschilderten weiteren Beispiele zeigen
gut auf, in welchen unterschiedlichen Kontexten der soge-
nannte Alltagsrassismus bei der Zircher Stadtverwaltung
mehr oder weniger aggressiv auftritt.

Woher kommen Sie?

Haben Sie eigentlich ein Diplom?
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Direktbetroffene erleben in ihrem Alltag wiederholt rassis-
tische Diskriminierung in ihrer subtilen Form. Sprechen sie
Angehérige der Mehrheitsgesellschaft, die selber keine
rassistischen Erfahrungen machen, auf entsprechendes
Verhalten an, reagieren diese oft abwehrend. Meist folgt
diese Abwehr bekannten Mustern. Dazu gehért etwa das
Zuriickweisen einer rassistischen Intention mit dem Hin-
weis: «Es war nicht so gemeint.» Die Wirkung auf Direktbe-
troffene wird bei einer solchen auf die Absicht fokussier-
ten Betrachtungsweise vollkommen ausgeblendet.
Distanzierungsmuster zeigen sich auch auf institutioneller
Ebene. Beratungsstellen und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen berichten etwa von stadtischen Institutionen,
die auf ihre Anfragen zu Antirassismus-Workshops ableh-
nend reagieren.

Als ein antirassistischer Workshop innerhalb ihres
Teams geplant wird, kontaktiert die Mitarbeiterin of
Color die Workshopleiter*innen vorgangig. Denn sie
sieht keinen Schutz, sei es durch ihr beistehende Mit-
arbeiter*innen oder durch die Option, schwierige
Punkte mit einer Workshopleitung in einem separaten
Raum zu besprechen. Und sie will nicht Giber ihre eige-
nen rassistischen Erfahrungen vor allen anderen spre-
chen und ihren Kolleg*innen erklaren miissen, wie sie
Rassismus erlebt. Sie beflirchtet zudem, dass sie in
Gruppendiskussionen aufgrund fehlenden Wissens
der andern nicht ernst genommen und keine Empathie
erfahren wird, obwohl sie viel Mut wird aufbringen
mussen, um die Herausforderungen und Liicken ruhig
zu benennen. Und sie befiirchtet weiter, dass sich ihre
Kolleg*innen in der Folge angegriffen und befangen
fihlen werden.

In diesem Zusammenhang wird in der Literatur auch der
Begriff der weissen Empfindlichkeit (White Fragility) ver-
wendet. Robin Diangelo hat diesen Begriff gepragt, der
die abwehrende und emotionale Reaktion vieler weisser
Menschen erklart, wenn sie mit Rassismus konfrontiert
werden, der von ihnen ausgeht.

Es gilt, solche Distanzierungsmuster abzulegen. Dies er-

fordert eine aktive Auseinandersetzung und das bewusste
Verlernen tief verankerter Diskriminierungsmuster.
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Massnahmenpaket

Eine stadtische soziale Institution thematisiert rassisti-
sche und sexistische Diskriminierung regelméassig und
parallel auf unterschiedlichen Ebenen: a) an Leitungs-
sitzungen, b) im Rahmen von Workshops fiir alle Mitar-
beiter*innen, c) indem Themen aus Workshops in
Teams weiterverfolgt werden, d) in Form von Literatur-
empfehlungen und dem zur Verfiigung stellen entspre-
chender Literatur, e) in persénlichen Gesprachen von
Vorgesetzten mit Mitarbeiter*innen. Ausgehend von
einem Workshop hat die Institution bspw. festgestelit,
dass sie in Beschreibungen von Personen rassifizie-
rende Kategorien verwendet. Die Teams gehen nun der
Frage nach einer Alternative mithilfe Inputs von Kol-
leg*innen aus anderen Teams nach. Dabei steht insbe-
sondere die Frage im Zentrum, wozu die rassifizieren-
den Beschreibungen notwendig sind und wie diese
diskriminierungsfreier formuliert werden kénnen.

Wenn sich Teams mit Rassismus auseinandersetzen wol-
len, dann fihren sie haufig als Erstes Antirassismus-Work-
shops durch. Diverse Erfahrungen zeigen, dass diese
zwar sinnvoll und fruchtbar sind, jedoch immer in ein Pa-
ket von Massnahmen eingebettet sein sollten, um die
Nachhaltigkeit zu gewahrleisten. Gleichzeitig zeigen die
Erfahrungen von sensibilisierten Mitarbeiter*innen, dass
die Selbstreflexion und somit die Anerkennung eigener
rassistischer Denkmuster eine Daueraufgabe sind. Zudem
miussen bei der Vorbereitung der Workshops auch die Be-
dirfnisse der Mitarbeiter*innen mit Rassismuserfahrun-
gen mitberiicksichtigt werden, wie dies das Beispiel links
zeigt.

2.4 Die Reprasentationin
Bildern und im Personal

Das institutionelle Problem drickt sich nicht zuletzt in der
Repréasentation (Bilder, Zusammensetzung Personal) aus,
indem gewisse Menschengruppen aufgrund ihres Ausse-
hens anders dargestellt und wahrgenommen werden als
andere oder ihre Représentation ganzlich fehlt.

Eine stadtische Mitarbeiterin berichtet, dass im Zuge
der Uberarbeitung des Willkommenspakets fiir Neu-
zugezogene ein Prototyp einer Website erstellt wird.
Dieser enthalt sogenannte Personas mit Steckbriefen
und Bildmaterial von beispielhaften Neuzugezogenen.
Der Mitarbeiterin féllt auf, dass das Foto der indischen
Familie eine andere Bildsprache aufweist. So tragen
die Frauen auf dem Foto traditionelle indische Klei-
dung. Die weissen Personen, mit denen die anderen
Personas unterlegt sind, tragen hingegen typische All-
tagskleidung aus dem Stadtziircher Alltag. Die Mitar-
beiterin fragt sich, weshalb die beiden indischen Frau-
en nicht auch so abgebildet werden, wie sie in Ziirich
auf der Strasse anzutreffen sind.



Im stadtischen Online-CD-Manual sind auch beziig-
lich Bildsprache unter anderem die Grundsatze der
Diversitat festgehalten: «Menschen zeigen wir unge-
achtet der klassischen Geschlechterrollen, ihrer Merk-
male und ihrer Herkunft: Frauen und Manner in ausge-
wogenem Zahlenverhaltnis, Menschen mit oder ohne
Beeintrachtigung, unterschiedlicher Altersgruppen,
unterschiedlicher Ethnien und in unterschiedlichen
Lebensformen. Dies demonstriert wiederum die viel-
faltige Stadt.» Gerade in Bezug auf eine vielfaltige eth-
nische Auspragung der abgebildeten Personen ste-
hen der Kommunikationsabteilung der Stadtkanzlei
bisher nur wenige Beispiele aus der Stadtverwaltung
zur Verflugung, die zur lllustration mit guten Beispielen
vorangehen kénnten. Auf den Bildern sind fast aus-
schliesslich weisse Menschen abgebildet.

Ein stadtischer Mitarbeiter berichtet von einem Intra-
net-Artikel, in welchem die vielfaltigen Berufswege in-
nerhalb der Stadt Zirich prasentiert werden. Darin
werden Portrats von Mitarbeiter*innen in unterschied-
lichen Funktionen und aus unterschiedlichen Departe-
menten abgebildet. Dem Mitarbeiter fallt auf, dass
ausschliesslich weisse Mitarbeiter*innen mit europa-
isch klingenden Namen reprasentiert sind. Als eine in
der Schweiz geborene Person of Color mit akademi-
schem Abschluss stellt er sich die Frage, ob fiir ihn
keine Karriere in der Stadtverwaltung vorgesehen ist.

Werbung fiir Veranstaltung

Eine stadtische Dienstabteilung I&dt zu einer Veran-
staltung ein, die unterschiedliche Funktionen in einem
bestimmten Berufsfeld zum Fokus nimmt. Dabei wer-
den ausschliesslich Mitarbeiterinnen eingeladen, um
das Berufsfeld aus der Frauenperspektive zu beleuch-
ten. Sowohl das Bild der Werbung als auch die Namen
der aufgefuhrten Teilnehmerinnen deuten auf eine
vielfaltige Zusammensetzung hin. So beschrénkt sich
die Auswahl nicht nur auf européisch klingende Na-
men oder weisse Mitarbeiterinnen. Erfreulich ist, dass
die Vielfalt abgebildet ist, ohne dass diese zum Thema
gemacht wird.

Nicht nur Bilder, sondern auch Projekte und Gremien ver-
fehlen es vielfach, die Reprasentation und die Perspektive
der Direktbetroffenen angemessen einzubeziehen.

Im Rahmen des stadtischen Engagements gegen
Rassismus werden vermehrt Arbeits- oder Projekt-
gruppen in der Stadtverwaltung aktiv. Deren Zusam-
mensetzung stésst teils auf Kritik, da Fachpersonen
mit einem biografischen und lebensweltlichen Bezug
zur Rassismusthematik in den Gremien oft fehlen.
Dies stosst seitens Organisationen Direktbetroffener
immer wieder auf Kritik. Ein weiterer Punkt dabei ist,
dass diese Organisationen im Rahmen stadtischer Par-
tizipationsprozesse wiederholt fiir eine Mitwirkung auf
freiwilliger und unbezahlter Basis angefragt werden.

Gleichzeitig zeigen Gesprache mit Direktbetroffenen,
dass die gezielte Rekrutierung von Menschen mit Rassis-
muserfahrung dazu fiihren kann, dass falsche Erwartun-
gen an solche Mitarbeiter‘innen geweckt werden kénnen.
Sie werden haufig herangezogen, wenn es um Themen wie
Rassismus geht, ohne dass sie etwa diese Aufgabe in ih-
rem Stellenprofil hatten und dies mit ihnen abgesprochen
wiére.

Stellenausschreibung

In einem homogen weiss zusammengesetzten Team
wird eine Stelle frei. Das Team setzt sich seit Lange-
rem die Diversitat zum Ziel und méchte deshalb eine
Person of Color fir die frei gewordene Stelle gewin-
nen. In der Stellenausschreibung wird deshalb trans-
parent gemacht, wie sich das Team aktuell zusam-
mensetzt und dass deshalb Kandidaturen von People
of Color besonders erwiinscht sind.

2.5 Die Aufarbeitung
kolonialer Spuren

Der transatlantische Waren- und Sklavenhandel des 16.
bis 19. Jahrhunderts hat auch in der Schweiz die Gesell-
schaft, Wirtschaft und Kultur nachhaltig beeinflusst. So
schreibt die Stiftung cooperaxion.org, die seit Ladngerem
die kolonialen Verflechtungen der Schweiz aufarbeitet und
dokumentiert: «Uber koloniale Wissensordnungen sind
stereotype Bilder von nicht-europaischen Kulturen ent-
standen, die bis heute sehr prasent sind» [Link]. Um die
Unterwerfung und Ausbeutung der Menschen in den Kolo-
nien und der Versklavten rechtfertigen zu kbnnen, wurden
Menschen in hierarchische «Rassen» eingeteilt. Der Ras-
sismus ist in der kolonialen Geschichte verwurzelt, was
bis heute nachwirkt. Dies driickt sich heute etwa in der
Sprache, in Schulauftragen oder im Stadtbild aus.
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https://cooperaxion.org/schweiz/

Die Ombudsstelle erhélt eine Anfrage betreffend den
Begriff «Boy» fiir den Funktionswagen, der in Spitalern
und Gesundheitszentren fir das Alter verwendet wird.
Die Anfrage bezieht sich auf die Herkunft des Worts
und benennt diese als kolonialistisch und rassistisch.
Auf Nachfrage bei den Gesundheitseinrichtungen der
Stadt Zirich reagieren die verantwortlichen Personen
unverziglich, stimmen der negativen Konnotation zu
und versprechen, unter den Mitarbeiter*innen eine
Sensibilisierung zu starten.

Eltern berichten, dass in einer Turnstunde ihrer Kinder
das Spiel «Wer hat Angst vor dem schwarzen Mann»
gespielt wird. Die Kinder sind irritiert. Fiir die Eltern ist
das Spiel véllig unangebracht. Ein Elternteil stammt
aus einem Land ausserhalb Europas.

Im Juli 2020 erteilte der Stadtrat den Auftrag zur Erar-
beitung einer Auslegeordnung zum Umgang mit frag-
wirdigen Zeitzeichen im &éffentlichen Raum. Anlass
dazu gaben mehrere Dutzend schriftliche Vorstésse
aus der Bevoélkerung an die Stadtverwaltung und die
Stadtpréasidentin, die eine Entfernung entsprechender
Objekte im Niederdorf anregten. Im Fokus standen
drei Objekte, die auf die Geschichte des Anti-Schwar-
zen Rassismus und des Kolonialrassismus verweisen.
Der Stadtrat setzte fiir den Auftrag eine verwaltungs-
interne Projektgruppe Rassismus im o6ffentlichen
Raum (PG Ri6R) ein. Die Projektgruppe sollte eine
Auslegeordnung erstellen und mégliche Vorgehens-
weisen vorschlagen, die dem Stadtrat die Erarbeitung
einer Haltung im Umgang mit problematischen Zeit-
zeichen im 6ffentlichen Raum erméglicht. Die PG Ri6R
schloss ihren Auftrag mit einem Bericht ab [Link]. Der
Stadtrat folgte den Empfehlungen der Projektgruppe
und entschied, die Zeitzeichen mit rassistischer Wir-
kung nach einer Einzelfallprifung zu entfernen, aufzu-
arbeiten oder zu kontextualisieren.

In einer Stadtziircher Schulklasse erhalt ein Primar-
schulkind den Auftrag, als Schoénschreibiibung eine
Textpassage abzuschreiben, die sich auf die im
Schweizerischen Jugendschriftenwerk (SJW) erschie-
nene und illustrierte Ausgabe von «Robinson Crusoe»
bezieht. Das Kind bringt das Heft mit nach Hause. Die
Eltern sind liber den rassistischen Gehalt und die illus-
trierten Gewaltszenen dieser Schénschreibiibung em-
port. Eine Nachfrage beim SJW ergibt, dass der Verlag
den Band aus dem Programm genommen hat.

Beim Buch «Robinson Crusoe» handelt es sich zweifellos
um einen Klassiker rassistisch gepragter Kinder- und Ju-
gendliteratur. Die Kritik an diesem Werk ist nicht neu. Be-
reits in den 1970er-Jahren wurde beim Schweizerischen
Jugendbuch-Institut Kritik laut und ein entsprechendes
Programm wurde lanciert [Link].
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Ein solcher mit Gewaltdarstellungen illustrierter Text ist
fiir eine Schénschreiblibung véllig ungeeignet. Zur inhalt-
lichen Thematisierung von Kolonialismus und Rassismus
gibt es Biicher, die alters- und themengerechter sind. Von
einem Primarschulkind kann keine kritische oder kon-
textualisierende Lektire erwartet werden. Welche Werte
vermittelt die Schule mit solchen Bildern? Was bewirkt
eine solche Ubung bei Familien mit biografischen Bezii-
gen in ehemals kolonialisierten Landern? Welche Bilder
des «<Fremden» werden Kindern vermittelt, die diese Bezii-
ge nicht haben?

Auch die Stadt Ziirich sieht sich mittlerweile in der Pflicht,
die Auswirkungen des Kolonialismus aufzuarbeiten. An-
schauliches Beispiel fur die Umsetzung des im Rassis-
musbericht 2017 postulierten Ansatzes bietet der stadti-
sche Umgang mit Namen von Liegenschaften im
Niederdorf. Obwohl sich die Stadt Ziirich damit in einer
von Kontroversen und heftiger Kritik gezeichneten Debat-
te befindet, wurden weitere Massnahmen und Projekte
lanciert, die sich des kolonialen Erbes Ziirichs annehmen.

Koloniales Erbe Ziirich

Die Stadt Zirich méchte sich verstarkt mit ihrer kolo-
nialen Vergangenheit und deren Auswirkungen bis in
die Gegenwart befassen. Sie will Hand bieten fir eine
vertiefte gesellschaftliche Auseinandersetzung mit
diesem Aspekt der Stadtgeschichte, der bisher in der
breiten Offentlichkeit eher wenig Beachtung fand. Auf
der Website Koloniales Erbe Zirich [Link] finden sich
Hintergrundinformationen und es werden stédtische
und private Projekte zum Thema vorgestellit.

Austausch mit Anspruchsgruppen zu Begrifflich-
keiten / Fragen von Kolonialitidt und Rassismus

In der Auseinandersetzung mit der kolonialen Vergan-
genheit sucht das Museum Rietberg immer wieder
den direkten Austausch mit Herkunfts- und An-
spruchsgruppen in Zirich. Im Dezember 2021 fand ein
Workshop zum Umgang mit dem «N-Wort» im Rahmen
eines Forschungsprojektes zum Archiv von Hans Him-
melheber statt [Link]. Dazu wurden Gesprachspart-
ner*innen aus Zirich mit Wurzeln in verschiedenen af-
rikanischen Landern eingeladen, die ihre Sichtweise
und ihre Erfahrungen mit dem Museum teilten. Die
Massnahme hat das Verstandnis des Museums fiir die
Sichtweise, die Wahrnehmung und die Erfahrungen
der Betroffenen wesentlich geschéarft. Eine Fortset-
zung des Austausches ist geplant.

Gegenwartsbezug und historische Verortung von
Alltagsrassismus im Geschichtsunterricht

In einer Geschichtsprifung zum Thema Kolonialismus
fragt eine Lehrperson, welchen Bezug die Beleidigung
eines Schwarzen Sportlers an einem Fussballspiel
zum Thema des Geschichtsunterrichts hat. Die Eltern
eines Schiilers sind Uber diesen Gegenwartsbezug
und die historische Verortung von Alltagsrassismus
positiv Uberrascht.


https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung.html
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung.html
https://www.ekr.admin.ch/pdf/Tangram_05.pdf
https://www.stadt-zuerich.ch/portal/de/index/politik_u_recht/stadtrat/weitere-politikfelder/koloniales-erbe.html
https://rietberg.ch/forschung/himmelheber#/

In den vergangenen Jahren wurden von stadtischen Institutionen verschiedene Vorhaben gegen rassistische Diskrimi-
nierung umgesetzt. Eine vollstandige und systematische Erhebung aller ergriffener Massnahmen liegt nicht vor. Zahl-
reiche Beispiele wie das Anregen von Weiterbildungssequenzen oder das Einbringen der Rassismusthematik - einige
davon finden sich in diesem Bericht als Umsetzungsbeispiele - zeugen vom persénlichen Engagement einzelner Mitar-

beiter*innen der Stadtverwaltung.

Die nachfolgende summarische Zusammenfassung kann
der Wirdigung dieser wichtigen und engagierten Arbeit
nicht gerecht werden. Fir die nachhaltige Verankerung
der Antidiskriminierungsarbeit ist allerdings gerade alltag-
liche Arbeit von zentraler Bedeutung. Es ist ein Anliegen
der Arbeitsgruppe, durch ihre Arbeit dieses alltagliche En-
gagement einzelner Mitarbeiter*innen und Dienstabteilun-
gen zu starken.

Die Arbeitsgruppe hat wie in bisherigen Jahren mit ver-
schiedenen Dienstabteilungen Gesprache gefiihrt und
sich tber die Umsetzung von Massnahmen informiert. Sie
hat sich dabei besonders fiir Ansatze interessiert, die auf
einer strukturellen Ebene ansetzen und institutionelle Ver-
anderungen anstreben.

Seit dem letzten Rassismusbericht wurden in der Stadt-
verwaltung Zirich insbesondere folgende Vorhaben um-
gesetzt:

Schaffung eines mit dem Kanton koordinierten Bera-
tungsangebotes

Seit 2009 gibt es in der Stadt Ziirich ein 6ffentlich zugéng-
liches und kostenloses Beratungsangebot bei Rassismus-
vorféallen. Nach der Auflésung des Kompetenzzentrums
fur interkulturelle Konflikte TikK im Jahr 2019 wurde in Ko-
operation mit dem Kanton Ziirich die Zircher Anlaufstelle
Rassismus (ZiIRAS) geschaffen. Das Beratungsangebot
von ZURAS besteht seit 2020 und ist kostenlos. Es richtet
sich sowohl an Private als auch an juristische Personen.

Beratungsangebot fiir stadtische Stellen

Institutionen in der Stadt Ziirich steht ein kostenloses Be-
ratungs- und Bildungsangebot des Zircher Instituts fir
interreligidsen Dialog (ZIID) zur Verfligung. Die Leistungen
des ZIID beinhalten insbesondere auch Fragen im Zusam-
menhang mit Diskriminierung und Rassismus.

Aufarbeitung kolonialer Spuren

Auf der Basis des Berichtes der Projektgruppe Rassismus
im offentlichen Raum (PG Ri6R) wurden verschiedene
Massnahmen lanciert. So die Schaffung einer stadtischen
Koordinationsgruppe Erinnerungskultur oder der Auftrag
fur eine Ausstellung mit Begleitprogramm zum Thema
«Zurich und der Kolonialismus».

In den vergangenen Jahren hat die Stadt Ziirich verschie-
dene Forschungsauftrage zur Verstrickung der Stadt Zu-
rich mit der Sklaverei, zu Denkmalern im o6ffentlichen
Raum oder zur Geschichte diskriminierender Hausin-
schriften erteilt.

Koordinierte Massnahmen in einzelnen Departementen
Im Sicherheitsdepartement (SID) wurden insbesondere
folgende Massnahmen umgesetzt: Seit 2017 sind in einer
Dienstanweisung Kriterien fiir Personenkontrollen der
Stadtpolizei festgehalten. Kontrollen missen sich auf kon-
krete Anhaltspunkte stitzen. Der Verzicht auf die Nennung
von Nationalitaten in Polizeimeldungen musste aufgrund
einer Ubergeordneten Regelung seitens des Kantons
rickgéngig gemacht werden. Ebenso hat der Kantonsrat
die versuchsweise Zulassung von auslandischen Perso-
nen zur Polizeiausbildung in der Stadt Ziirich gestoppt.

Innerhalb des Gesundheits- und Umweltdepartements
(GUD) wurde eine Bestandsaufnahme vorgenommen. Auf
deren Basis werden nun Massnahmen in den Bereichen
Kommunikation, Aus- und Weiterbildung und Meldetools
umgesetzt sowie Leitbilder in den einzelnen Dienstabtei-
lungen angepasst.

Weiter wird die Umsetzung der Motion 2019/287 fiir die Fi-
nanzierung eines fladchendeckenden, niederschwelligen
interkulturellen Ubersetzungs- und Dolmetscherdienstes
(IUDD) in den stadtischen Gesundheitsinstitutionen ange-
gangen.

Meldesysteme bei rassistischen Vorfillen und Date-
nerhebungen

Seit Mai 2021 ist das Meldetool «Ziirich schaut hin» online.
Auf dem Meldetool kénnen sexuelle und sexistische,
homo- und transfeindliche Beldstigungen gemeldet wer-
den. Es ist méglich, damit verbundene rassistische Belés-
tigung zu melden.

Die Stadtpolizei erhebt seit dem 1. Januar 2021 im Poli-
zei-Informationssystem POLIS Hassverbrechen. Dazu ge-
hoéren insbesondere auch rassistische Hassverbrechen,
die gesondert ausgewiesen werden.

In die Mitarbeiter*innenbefragung 2022 wurden zwei Fra-
gen zu rassistischer Diskriminierung aufgenommen.

Umsetzung politischer Vorstosse

Ausgehend von parlamentarischen Vorstéssen arbeitet
die Stadtverwaltung gegenwartig an unterschiedlichen Pi-
lotversuchen. Bei einem geht es beispielsweise um diskri-
minierungsfreie Anstellungsverfahren, bei einem anderen
um die Aufnahme der Diskriminierungsthematik in die re-
gelméssige Bevolkerungsbefragung.
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4 Ausblick: Bestehendes
verstarken

Im letzten Rassismusbericht hat die Arbeitsgruppe verschiedene Empfehlungen formuliert. Diese sind grundsétzlicher
Natur, richten sich an die gesamte Verwaltung und sind entsprechend allgemein formuliert. Die einzelnen Departemente
und Verwaltungsabteilungen haben so die Mdéglichkeit, die Umsetzung auf ihre Rahmenbedingungen und Vorgehens-
weisen sowie auf ihre Ablaufe und Zustandigkeiten anzupassen. Dieses Vorgehen hat den Vorteil, dass die einzelnen
Stellen damit Verantwortung fiir die Thematik passend zu ihrem Bereich tibernehmen. Gleichzeitig besteht jedoch die

Gefahr, dass die Formulierung von Empfehlungen als unverbindlich interpretiert wird.

Empfehlungen an die gesamte Verwaltung (geméass Rassismusbericht 2017)

a) Die Arbeitsgruppe empfiehlt stadtischen Stellen, Rassismus und rassistische Diskriminierung regelmassig

auf allen Leitungsebenen zu thematisieren.

b) Die Arbeitsgruppe empfiehlt stadtischen Stellen insbesondere, von einem Rassismusverstandnis auszu-
gehen, welches alltégliche diskriminierende Wirkungen und Diskriminierungserfahrungen ins Zentrum
stellt und damit tiber strafrechtlich relevante Einzelhandlung und Vorurteile hinausgeht, die Etablierung

einer Betriebs- und Fuihrungskultur, die aktives Ansprechen von Rassismus ermdglicht und zur Enttabui-
sierung von Rassismus beitréagt, das aktive Ansprechen von Rassismus und rassistischer Ausgrenzung mit
Bezug auf den betrieblichen Alltag, aktive Aufmerksamkeit der Institution und ihrer Mitarbeiter*innen
gegeniiber méglichen Diskriminierungen, die Etablierung entsprechenden Fachwissens durch

das Heranziehen verwaltungsinterner und externer Fachorganisationen.

Die Arbeitsgruppe empfiehlt stadtischen Stellen, zu beachten, dass rassistische Diskriminierung oft
in Kombination mit anderen Benachteiligungen vorkommt (Mehrfachdiskriminierung).

41 Verbindlichkeit und
Bestandigkeit der bisherigen
Empfehlungen

Die Recherchen der Arbeitsgruppe zeigen, dass in den
vergangenen Jahren einige Verwaltungsstellen im Sinne
der Empfehlungen aktiv wurden. Die in Kapitel 2 geschil-
derten Fallbeispiele zeigen, dass Rassismus in der Ver-
waltung gleichzeitig weiterhin verharmlost, tbersehen
und tabuisiert wird oder dass das Ansprechen der Initiati-
ve Direktbetroffener tiberlassen wird.

Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, dass ihre bisherigen
Einschatzungen und die im Rassismusbericht 2017 postu-
lierte Grundhaltung und Herangehensweise weiterhin Giil-
tigkeit haben. Sie erachtet es deshalb als zielfiihrend, wei-
terhin an den bestehenden Empfehlungen festzuhalten
und sich fiir deren Umsetzung einzusetzen.

DIT=WANG o =T 1o [0 o) o [sN=T T o) [S0]1s, @an den bisherigen allgemei-

nen Empfehlungen fir die gesamte Stadtverwaltung fest-
zuhalten.
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Neues Fachkonzept Soziokultur 2025

Das Fachkonzept bietet die Grundlage fiir die Positio-
nierung, Bedarfsplanung, Steuerung, Finanzierung
und Uberpriifung von soziokulturellen Leistungen in
der Stadt Zirich. Es richtet sich an Gesamtverant-
wortliche, Filhrungs- und Fachpersonen des Sozialde-
partements und der privaten Tragerschaften. In den
Grundsatzen zu «Diversitat und Integration» ist im seit
2022 geltenden Fachkonzept die Férderung der «Kkriti-
schen Reflexion zu kulturellen und genderspezifi-
schen Vorstellungen, Stereotypen sowie sozialen und
wirtschaftlichen Ungleichheiten» vorgesehen.




Die Arbeitsgruppe regt an, fiir mehr Verbindlichkeit der
bisherigen Empfehlungen sowie fir die Bereitstellung von
Ressourcen zur Umsetzung zu sorgen. Sie erachtet es als
zielfiihrend, dass die einzelnen Dienstabteilungen selbst-
standig Massnahmen festlegen, die sich an den bisheri-
gen Empfehlungen orientieren. Dabei sind Verbindlichkeit
und institutionelle Einbettung solcher Massnahmen zen-
tral. Freiwillige Ansétze allein zeigen sich erfahrungsge-
méss «als zu abhéngig von wenigen engagierten Fih-
rungskraften und politischen Wechseln und den damit
verbundenen Ressourcen» [Link, S. 129]. Als gute Praxis in
diesem Sinne hat sich etwa die Bildung einer dienststel-
lentibergreifenden Arbeitsgruppe im Gesundheits- und
Umweltdepartement erwiesen.

Rassismus thematisieren

Stadtische Institutionen haben in den vergangenen Jah-
ren vermehrt Rassismus thematisiert, etwa im Rahmen
interner Workshops, Weiterbildungen oder der Kommu-
nikation im betrieblichen Intranet. Es sind dabei insbe-
sondere Kulturinstitutionen, die entsprechende Vorha-
ben lancieren. So etwa das Format Auf:Brechen der
Roten Fabrik, die diversen Anlasse des Theaterspekta-
kels oder die Aktivitaten der stadtischen Museen in Be-
zug auf die Kolonialgeschichte.

Unterstiitzung von Projekten

Der Integrationskredit der Stadt Ziirich hat verschie-
dene zivilgesellschaftliche Projekte und Veranstaltun-
gen unterstitzt. Die Vorhaben widmeten sich etwa
dem Rassismus in Schulbiichern und im Schulumfeld,
Zirichs Verstrickung in den Kolonialismus oder der
Geschichte Schwarzer Frauen.

Informations- und Lernmodul fiir Mitarbeiter*innen
Die Abteilung berufliche und soziale Integration der
AOZ hat ein Informations- und Lernmodul fiir die eige-
nen Mitarbeiterinnen zum Thema des Diskriminie-
rungsschutzes gestartet. Das Programm verfolgt die
folgenden Ziele fiir die Mitarbeiter*innen: a) Sie erken-
nen die Wichtigkeit des Diskriminierungsschutzes im
Allgemeinen wie auch fiir die Erfullung ihres Auftrags.
b) Sie kennen die wichtigsten Begriffe des Diskriminie-
rungsschutzes. c) Sie erkennen mégliche sensible Si-
tuationen im eigenen Arbeitsalltag. d) Sie reflektieren
ihre eigene Praxis und erhalten konkrete Anregungen,
worauf sie in sensiblen Situationen achten kénnen.
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Verantwortungsbereich fiir Verbindlichkeit der bisherigen
Empfehlungen sowie fir die Bereitstellung von Ressour-
cen zur Umsetzung zu sorgen.
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gen Departementen fiir eine verbindliche Umsetzung der
in den Ausfiihrungsbestimmungen des Personalrechts
vorgesehenen Schutzbestimmungen (Vertrauensperso-
nen gemass Art. 96. AB PR und Praxisberatung gemass
Art. 11 AB PR) zu sorgen sowie die Ausfiihrungsbestim-
mungen des Personalrechts entsprechend zu erweitern.

Verbindliche Strukturen schaffen

Das GUD hat infolge der Empfehlung im Rassismus-
bericht 2017 eine Arbeitsgruppe «GUD Austausch
Rassismus» gegriindet. Die Arbeitsgruppe, mit An-
sprechpersonen in jeder Dienstabteilung, trifft sich
zwei Mal pro Jahr, um sich auszutauschen und ge-
meinsam Vorgehensmadglichkeiten gegen rassistische
Diskriminierung zu besprechen. Zu Beginn des Pro-
zesses wurde eine Bestandsaufnahme gemacht. Es
wurde festgehalten, was zur Bekdmpfung von Rassis-
mus in den Dienstabteilungen bereits gemacht wird. In
einem Workshop mit einer externen Fachexpertin wur-
den dann weitere Massnahmen diskutiert. Nun wer-
den Massnahmen in den Bereichen Kommunikation,
Aus- und Weiterbildung, Meldetools sowie Anpassung
der Leitbilder in den einzelnen Dienstabteilungen um-
gesetzt.

4.2 Uberpriifung der
Massnahmen

Werden Massnahmen ergriffen, bedeutet dies noch nicht,
dass diese wirksam sind. So wurde in einer Untersuchung
in Deutschland nachgewiesen, dass bestehende Diskrimi-
nierungen bei Entscheiden liber das sogenannte Arbeits-
losengeld Il (Hartz IV) trotz vorbeugenden Massnahmen
nicht verschwinden. Ob eine Person die Sprache des Auf-
nahmelandes fliessend beherrscht oder nicht, hat weiter-
hin den gréssten Einfluss darauf, ob sie in der jeweiligen
burokratischen Auswabhlsituation bevorzugt wird oder

nicht [Link].

Es braucht erginzend deshalb eine kritische Uberpriifung
eigener Antidiskriminierungsmassnahmen. Hilfreich ist
etwa ein aus verwaltungsinternen und -externen Fachper-
sonen zusammengesetztes beratendes Begleitgremium,
welches die Massnahmen begleitet. Orientierung kénnte
dabei das aus Belgien stammende Modell der Experts de
Vécu (Erfahrungsexpert*innen) sein. Solche Fachperso-
nen beraten Verwaltungen zu Fragen sozialer Ausgrenzun-
gen. Als Expert*innen werden bewusst Personen rekru-
tiert, die einen eigenen Erfahrungs- und Lebensbezug zur
Thematik haben.
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https://nccr-onthemove.ch/blog/same-legal-status-but-unequal-treatment-bureaucratic-discrimination-against-mobile-eu-citizens/?lang=de
https://www.stiftung-mercator.de/de/publikationen/diskriminierungsrisiken-und-handlungspotenziale-im-umgang-mit-kultureller-soziooekonomischer-und-religioeser-diversitaet/

Denkbar sind auch Methoden sogenannter Kontroll- oder
Qualitatskontakte, wie sie bereits in anderen Bereichen ein-
gesetzt werden. Dabei geht es nicht darum, einzelne stadti-
sche Mitarbeiter*innen zu kontrollieren. Vielmehr gilt es, mit-
tels Testabfragen und Testbesuchen Erfahrungen zu
sammeln, um stadtische Stellen auf Problemstellungen hin-
zuweisen, die aus einer Verwaltungsperspektive bisher zu
wenig wahrgenommen werden. Zu bedenken ist jedoch,
dass letztlich weiterhin die Verwaltungsstellen in der Verant-
wortung stehen, bestehender Diskriminierung vorzubeugen.
Diese Verantwortung darf nicht an Erfahrungsexpert*innen
oder Direktbetroffene delegiert werden.
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tidiskriminierungsmassnahmen ein aus verwaltungsinternen
und -externen Fachpersonen zusammengesetztes Begleit-
gremium einzusetzen, welches Planung, Umsetzung und
Wirkung von Massnahmen begleitet. Es ist darauf zu achten,
dass Fachpersonen einen eigenen Erfahrungs- und Lebens-
bezug zur Thematik haben.

4.3 Institutionelle Veranke-
rung und Sichtbarkeit

Die strategische Verankerung der Rassismusbekadmpfung
in den Kantonalen Integrationsprogrammen (KIP) war ein
wichtiger Fortschritt in der Schweizer Antidiskriminie-
rungsarbeit. Sie flihrte dazu, dass Rassismus in staatli-
chen Programmen als Problemstellung anerkannt wurde.
Die Kantone mussten Ziele festlegen und Massnahmen
umsetzen, die Betroffenen Unterstiitzung bieten und Ras-
sismus vorbeugen. Als zustandig fiir die Thematik wurden
in der Regel die Fachstellen Integration definiert. Ein
Grund dafir ist, dass Rassismus Integration hemmt oder
gar verhindert und von Rassismus Betroffene tiberdurch-
schnittlich oft eine eigene oder familidare Migrationsge-
schichte haben.

Dem steht gegeniiber, dass damit der Anschein geweckt
wird, Rassismusbekdmpfung sei - trotz der im Vorder-
grund stehenden strukturellen Problemstellung - keine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, sondern ein Migra-
tions- und Integrationsthema. Die Einbettung der Antidis-
kriminierungsarbeit in die Integrationsarbeit ist deshalb
fir zivilgesellschaftliche Organisationen und von Rassis-
mus direkt Betroffene nur bedingt nachvoliziehbar. Sie
wird teilweise abgelehnt. Nicht selten wird eine eigenstan-
dige Fachstelle fiir Rassismusbekampfung gefordert. Die-
se kénne die Sichtbarkeit des Engagements gegen Diskri-
minierung und Rassismus verstarken und sowohl
innerhalb der jeweiligen Verwaltung als auch in der Offent-
lichkeit wirken.

, in ihrer weiteren Arbeit
die mit der Einbettung der Rassismusbekdmpfung in die
Integrationsarbeit verbundenen Fragestellungen vertieft
zu prifen. Zudem beabsichtigt sie, Massnahmen vorzube-
reiten, die innerhalb der Verwaltung und gegentiber der
stadtischen Bevolkerung die Sichtbarkeit der Antidiskri-
minierungsarbeit verbessern.
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4.4 Zusammenarbeit mit
Organisationen der Zivilge-
sellschaft

Die Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesell-
schaft bleibt in der Rassismuspravention und -bekamp-
fung nach wie vor essenziell. Nicht zuletzt verpflichtet der
Aktionsplan der Stadtekoalition ECCAR die Stadt Zirich,
einen regelméassigen Austausch mit zivilgesellschaftli-
chen Akteur*innen zu fihren. Wie in Kapitel 1.1 erwahnt,
haben sich neue, teils digitale Gruppierungen in der Zivil-
gesellschaft gebildet. Dazu kommt, dass digitale Mobili-
sierung oft punktuell und zeitnah erfolgt, dusserst dyna-
misch und lose organisiert ist und nicht auf eine
Institutionalisierung hinzielt. Mit diesen Gruppen gilt es
ebenso eine Zusammenarbeit anzustreben wie mit lang-
jahrigen Organisationen der Zivilgesellschaft.

Bei der Erarbeitung der bisherigen Berichte stiitzte sich
die Arbeitsgruppe auch auf den Austausch mit Organisati-
onen der Zivilgesellschaft. Dieser soll kiinftig verbindli-
cher und fokussierter erfolgen und verstarkt Akteur*innen
ansprechen, die in ihrem Engagement den Fokus auf ras-
sistische Diskriminierung legen. Dabei gilt es besonders
Organisationen zu beachten, die in den bisherigen analo-
gen Formaten nicht oder nur wenig vertreten sind. Denn
stadtische Institutionen und Beteiligungsformate sind
nicht darauf vorbereitet, Organisationen ohne feste Post-
adresse, E-Mail-Kontakt oder definierte Ansprechperso-
nen zu adressieren.

Die Arbeitsgruppe beabsichtigtil ilsiitleBSEICINEUE =g

Akteur*innen anzusprechen, die in ihrem Engagement den
Fokus auf rassistische Diskriminierung legen und neue Or-
ganisationsformen aufweisen.

Runder Tisch gegen Rassismus der Stadtpolizei
Der von der Stadtpolizei ins Leben gerufene Runde
Tisch gegen Rassismus ist auf eine Empfehlung im ers-
ten Rassismusbericht zurlickzufiihren. Der Runde Tisch
ist nach wie vor eine gelungene Form des Austauschs.
Es ist wiinschenswert, solche regelméssigen Treffen
beziiglich anderer Themenbereiche einzufiihren.

Zu beachten ist, dass in solchen Austauschgeféssen
ein Ungleichgewicht besteht. Wahrend die Vertreter*in-
nen der Stadt in ihrer Arbeitszeit an Austauschsitzun-
gen teilnehmen und folglich bezahlt sind, nehmen die
Vertreter*innen der Zivilgesellschaft haufig wéhrend ih-
rer Freizeit teil und werden nicht entschadigt. Dem frei-
willigen Engagement von Organisationen der Zivilge-
sellschaft sind bei der Mitwirkung in stadtischen
Mitwirkungsgefassen dadurch Limiten gesetzt. Dies gilt
es besonders dann zu beachten, wenn dieselben Orga-
nisationen von verschiedenen stéadtischen Stellen bei-
gezogen werden.



4.5 Aus der Praxis lernen

Im Alltag der Stadtverwaltung gibt es immer wieder Gele-
genheiten, Rassismus konkret und auf die eigene Be-
triebsrealitat hin anzusprechen. Anlass dazu bieten Vor-
falle wie diejenigen in Kapitel 2. Sie liefern Gber den
Einzelfall hinaus oft Hinweise darauf, welche Regeln und
Ablaufe solche Vorfalle begunstigen oder verhindern. Sie
bieten somit die Gelegenheit, um (iber die institutionellen
Rahmenbedingungen zu lernen.

An der hier geschilderten Grundhaltung orientiert sich die
Arbeitsgruppe selbst, wenn es um eine Einschatzung der
ihr gemeldeten Fallbeispiele geht. Viele Vorfélle verweisen
auf Problemstellungen, die tiber den Einzelfall hinausge-
hen. Sie verlangen entsprechend generelle L6sungen. Auf
der Basis der ihr gemeldeten Fallbeispiele hat die Arbeits-
gruppe in Kapitel 2 folgende Empfehlungen festgehalten:

den Verwaltungsstellen eine
starkere Beachtung der personalrechtlich vorgesehenen
Schutzmechanismen. Als sinnvoll kdnnten sich etwa ver-
waltungsinterne Vertrauenspersonen erweisen, wie es sie
im Bereich sexueller Belastigung gibt und gemass Art. 96
Abs. 4. AB PR auch fiir andere Formen der Diskriminierung
zur Anwendung kommen sollten. Weitere konkrete Hand-
lungsanweisungen fir Unterstitzung finden sich in Art. 11
AB PR (Praxisberatung wie Coaching oder Supervision).
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Befragungen (etwa der Personal- oder Bevdlkerungsbe-
fragung) oder Meldetools wie «Zirich schaut hin» Fragen
zu rassistischer Diskriminierung aufzunehmen. Sie be-
griisst, dass bereits entsprechende Schritte unternom-
men wurden.

DIEWING o ST Lo [ o] o [SX=T04 16} i1 die Etablierung einer einheit-

lichen und verbindlichen Praxis im Umgang mit Kommen-
taren im Intranet. Betroffene und Verantwortliche sollen
sich darauf stitzen. Eine Kommentarspalte muss immer
redaktionell betreut werden. Dazu gehért, dass Mitarbei-
ter*innen auf eigene unangemessene Kommentare hinge-
wiesen werden und auf solche Kommentare zumindest
eine redaktionelle Stellungnahme erfolgt.
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entierung an folgender Grundhaltung: Bei einem relevan-
ten Gespréach - etwa einem Beurteilungs- oder Konfliktge-
sprach - orientiert sich der Entscheid, ob Mundart oder
Standardsprache gesprochen wird, ungeachtet der Hier-
archie daran, dass alle Beteiligten dem Gesprach miihelos
folgen und sich aktiv einbringen kénnen. In einer solchen
Situation diirfen betriebliche Uberlegungen wie etwa das
Verstehen von Mundart im Kontakt mit Klient*innen keine
Rolle spielen.

, die Anstellung- und Beférde-
rungspraxis sowie die Fiihrungskultur der Stadt Ziirich mit
einer antirassistischen Brille genauer zu priifen. Eine gute
Gelegenheit dazu bieten der angekiindigte Pilotversuch
mit anonymisierten Bewerbungen sowie die anstehende
Personalbefragung.

DI[EWNG o L=T| Lo [dW] o) o EM=10y ) [S1g]1i stAdtischen Flhrungsperso-

nen, ihre Sensibilitat fir die subtilen Formen von Rassis-
mus zu starken. Dabei ist unerlasslich, Mehrfachdiskrimi-
nierungen sowie die Machtverhéltnisse (z.B. betriebliche
Hierarchie), in welchen sich die Vorfalle ereignen, mitzube-
ricksichtigen.
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